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Bildung braucht Schule

KlimapolitikWahljahr 2009Sozialpolitik

Menschenrechte
Kein Grund zum Feiern, aber  
ein Moment zum Bilanzieren: 
Vor 60 Jahren verabschiedeten 
die Vereinten Nationen die 
Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte. Martin Lessenthin, 
Sprecher des Vorstands der Inter-
nationalen Gesellschaft für Men-
schenrechte, nennt Fortschritte 
und erinnert an Rückschläge  
und offene Wunden.

Energiepolitik
Moorburg und Gorleben waren 
die großen klimapolitischen 
Brennpunkte dieses Herbstes. 
schrägstrich berichtet darüber, 
wie es nach der Entscheidung in 
Hamburg mit der Anti-Kohle-
politik der Grünen weitergeht, 
porträtiert Umweltsenatorin  
Anja Hajduk und berichtet über 
die großen Anti-Castor-Proteste 
in Gorleben. 

Sozialpolitik
Wer nichts hat, muss draußen 
bleiben: Immer weiter klafft die 
Schere zwischen Arm und Reich 
in Deutschland auf. Dabei geht es 
nicht nur ums Geld, sondern um 
die Chancen und Möglichkeiten 
teilzuhaben an Bildung, Arbeits
markt, Kultur, Gesundheit. 
schrägstrich blickt auf die grünen 
sozialpolitischen Ansätze und auf 
die Realitäten von heute. 
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Liebe Leserinnen & Leser,
Klimaschutz, Bürgerrechte und Sozialpolitik – das ist die große thematische 
Triangel, mit dem die Grünen in das Superwahljahr 2009 gehen. Klar  
profiliert und stark positioniert. Sozialpolitik, das war in der Heftplanung 
schnell klar, soll der Themenschwerpunkt dieser Ausgabe sein. Die dramatische 
Finanz- und Wirtschaftskrise tat ein Übriges, um schrägstrich zu motivieren, 
diesen Schwerpunkt zu wählen: Der Gegensatz zwischen denen, die alles vom 
Feinsten und dies im Überfluss haben, und denen, die ihren Kindern nicht mal 
ein vernünftiges Pausenbrot mitgeben können, wird schärfer. Grüne Sozialpo-
litik will nicht nur Transferleistungen wie Hartz IV gerechter machen, sondern 
Zugang zu öffentlichen Gütern wie Bildung und Gesundheit für alle ermög-
lichen. Das soziale Netz soll zum Sprungbrett werden für sozialen Aufstieg.  
Das ist auch bitter nötig, zeigt unsere Reportage. 
Menschenrechte, Energiepolitik, Wahlkämpfe – es gibt sehr viel zu tun.  
Zunächst aber wünschen wir euch schöne, friedliche Feiertage und einen 
guten Rutsch ins neue Jahr!
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innerhalb der Gesellschaft statt, in der neueren Forschung spricht 
man von drinnen und draußen«, sagt Andreas Kilbitzer, Referent 
für Soziale Sicherung beim Deutschen Kinderschutzbund (DKSB) 
in Berlin. Der DKSB hat sich erst kürzlich zu einem Aktionsbünd-
nis gegen Kinderarmut zusammengeschlossen und fordert von 
der Politik deutliche Signale wie die Anhebung der Regelsätze für 
Kinder von Alg-II-Beziehern.

»Eine gesunde Ernährung ist laut 
  Studien unter fünf bis sechs Euro 
  am Tag gar nicht zu haben …«

»Dass diese sich momentan an den Einzelposten für Erwachsene 
orientieren, die ja auch alkoholische Getränke und Tabak beinhal-
ten, führt an der Lebenswirklichkeit vorbei«, kritisiert Kalbitzer die 
schlichte Tatsache, dass die Unterstützung von Kindern rein kal-
kulatorisch mit 60 bis 80 Prozent der Regelleistungen für Erwach-
sene berechnet wird – ohne zu bedenken, dass Kinder ganz andere 
Bedarfe haben: die Schulsachen, der Eintritt für den Zoo und die 
neuen Bücher werden in den Berechnungen nicht berücksichtigt. 
Kalbitzer weiter: »Eine gesunde Ernährung ist laut Studien unter 
fünf bis sechs Euro am Tag gar nicht zu haben, im Moment werden 
dafür ungefähr zwei Euro fünfzig veranschlagt.«

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen diesen Missstand lösen durch 
die Anhebung der Regelleistungen für Kinder innerhalb eines 
umfangreichen Maßnahmenkatalogs, der bereits im vergangenen 
Jahr auf der Bundesdelegiertenkonferenz in Nürnberg unter dem 
Titel »Aufbruch zu neuer Gerechtigkeit« als ein wirksamer Bestand-
teil zur Bekämpfung von Kinderarmut ins Feld geführt wurde. Die 
Bündnisgrünen machen deutlich, dass es in Deutschland an einer 
Infrastruktur fehlt, die allen Menschen Zugang zu den grundle-
genden öffentlichen Gütern, zu Bildung, Arbeit und zu einem wür-
digen Einkommen ermöglicht. 

Investitionen in Gemeinschaftsgüter

Die gerechte Verteilung der wichtigen gesellschaftlichen Güter ist 
Kernbestandteil bündnisgrüner Politik, da gesellschaftliche Soli-
darität nicht ohne staatliche Institutionen auskommt, auf die die 
Menschen angewiesen sind. Ähnlich wie in den skandinavischen 
Ländern sollen hohe Investitionen in Gemeinschaftsgüter, öffent-
liche Infrastruktur und Hilfesysteme mit der Motivation der Bürge-
rinnen und Bürger zur aktiven Mitarbeit verbunden werden. Bereit 
gestellt werden sollen Leistungen wie Kindergarten- und Schules-
sen, Sozialtickets für den ÖPNV sowie angemessene Ermäßigungen 
beziehungsweise Freistellung von Gebühren für Bildungs- und Kul-
tureinrichtungen.		  »»

Armut hat viele Gesichter: Die Mutter mit den zwei Kindern, die 
allein erziehend den Lebensunterhalt verdienen muss, die Rentne-
rin, die mit 600 Euro im Monat auskommt, der Obdachlose, der 
sein Leben auf der Straße eingerichtet hat. Armut hat verschie-
dene Gesichter, und noch vor kurzem glaubten viele, dass Armut 
in einem reichen Land wie Deutschland nicht stattfindet. Ein absei-
tiges Phänomen, das nur die trifft, die nicht arbeiten wollen oder 
sich verweigernd aus dem Wohlfahrtsstaat ausklinken. 

Sicher muss in Deutschland niemand verhungern, aber die Tafel-
runden derer, die sich an Bildung und gesellschaftlicher Integra-
tion laben, werden kleiner. Der jüngste Armuts- und Reichtums-
bericht der Bundesregierung bringt dieses erschreckende Phäno-
men auf einen knappen zahlenmäßigen Nenner: 13 Prozent der 
Bürger gelten demnach als arm, weitere 13 Prozent werden durch 
Leistungen wie Kinder- oder Arbeitslosengeld vor dem Abrutschen 
in die Armut bewahrt. Per Definition gilt als arm, wer als Allein-
lebender weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens ver-
dient – das sind derzeit 781 Euro netto zum Leben. Für eine Familie 
mit zwei Erwachsenen und zwei Kindern unter 14 Jahren wird die 
Grenze mit 1.640 Euro monatlich berechnet.

Verglichen mit dem letzten Armutsbericht, der 2005 vorgelegt 
wurde, stagniert die Armut. Allerdings hat sich die Schere zwischen 

arm und reich weiter geöffnet: Es gibt mehr Armutsgefährdete, 
weniger Mittelschichtler und mehr Menschen mit hohen Einkünf-
ten. Als reich gilt, wer als Alleinlebender monatlich mehr als 3.418 
Euro netto oder als Familie mit zwei Kindern mehr als 7.178 Euro 
netto zur Verfügung hat. Durch die Zunahme der Beschäftigten im 
Niedriglohnbereich ist zudem die Anzahl derjenigen gewachsen, 
die arbeiten und trotzdem Gefahr laufen, in Armut abzurutschen. 
Laut Armutsbericht lagen die Verdienste von mehr als einem Drit-
tel der Beschäftigten unterhalb der Niedriglohnschwelle (zwei Drit-
tel des mittleren Bruttoeinkommens).

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen  
frühe Förderung gegen Kinderarmut

Besonders alarmierend ist, dass nach Angaben des Deutschen 
Kinderschutzbundes 2,5 Millionen Kinder in Deutschland unter 
18 Jahren arm sind, viele können sich weder Schulessen noch 
S-Bahnticket leisten, geschweige denn die private Nachhilfe-
stunde oder den Sportverein. Kinder, die in prekären Verhältnis-
sen aufwachsen, lernen früh das Gefühl kennen, nicht gebraucht 
zu werden. Eine optimistische Haltung können viele angesichts 
von dauerhaften Arbeitslosenkarrieren über mehrere Generati-
onen innerhalb einer Familie gar nicht erst entwickeln. »Früher 
gab es zwar eine Spaltung in unten und oben, die fand aber 

Wer nichts hat, muss draußen bleiben
Arme werden immer stärker aus der Gesellschaft gedrängt – BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN   
fordern mehr Teilhabe an öffentlichen Gütern.

Von Kirsten Schröter
Kinder bedürfen anderer Unterstützung als Erwachsene: für Schulsachen, für einen Zoobesuch, für gesunde Schulspeisung.
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Der neu gewählte Bundesvorsitzende von BÜNDNIS 90/DIE  
GRÜNEN, Cem Özdemir, unterstrich diese Forderungen während der 
Bundesdelegiertenkonferenz in Erfurt und betonte, dass viele Kin-
der, wenn sie aus einer Arbeiterfamilie stammten, vor einer unsicht-
baren Mauer stünden und nach der vierten Klasse nicht aufgrund 
ihrer Qualifikationen sondern aufgrund ihrer sozialen Herkunft 
selektiert würden: »Wenn wir über Armut reden, dann reden wir 
eben auch über Bildungsarmut, dann reden wir über die Notwen-
digkeit einer besseren Infrastruktur. Wir reden aber auch darüber, 
dass die Kinder in der Schule ein warmes Mittagessen bekommen 
müssen – und zwar umsonst.«

»Der Anteil derjenigen, die  
  schon heute als Rentner mit  
  Minijobs dazu verdienen  
  müssen, ist in den letzten  
  Jahren tendenziell gestiegen.«

Auch der Deutsche Kinderschutzbund spricht sich für eine 
gerechtere Verteilung öffentlicher Güter aus und fordert kosten-
freie Bildungs- und Betreuungsangebote für alle Kinder von Geburt 
an, um mehr Chancengerechtigkeit im Bildungssystem zu schaffen. 
Zudem sollten Kindertagesstätten zu Eltern-Kind-Zentren weiter-
entwickelt werden und niedrigschwellige Beratungs- und Hilfsan-
gebote bieten. »Wir brauchen gemeinsame Schulen mit pädago-
gisch hochwertigen Ganztagskonzepten, die allen Kindern einen 
berufsqualifizierenden Schulabschluss ermöglichen«, heißt es in 
einer Erklärung des Kinderschutzbundes.

Kinderschutzbund-Referent Kilbitzer sagt, dass mit entsprechender 
Förderung und institutioneller Arbeit Kinder aus armen Familien 
einen guten Bildungsabschluss machen und ein eigenständiges 

Leben frei von Transferleistungen führen können: »Zwischen null und 
drei Jahren hat die institutionelle Arbeit einen hohen positiven Lang-
zeiteffekt«, so Kilbitzer. Bei späteren Hilfen könne man oft nur noch 
den Auswirkungen von Armut entgegentreten. Der Kinderschutz-
bund hilft unter anderem mit praktischer Beratung aber auch mit 
Kleiderhilfen oder »Pädagogischen Mittagstischen«, bei denen die 
Kinder eine Mahlzeit erhalten und sich austauschen können. »Wir 
beobachten, dass die Armut in Deutschland generell gestiegen ist, 
denn ab und zu rufen die Leute auch hier beim Bundesverband in 
Berlin an, um nach finanziellen Hilfen zu fragen«, sagt Kalbitzer.

Altersarmut an der Wurzel bekämpfen

Ein Phänomen, das auch Britta Langner vom Caritas-Verband für 
den Kreis Lippe und die Stadt Bad Pyrmont mit Sorge betrachtet: 
»Der Anteil derjenigen, die schon heute als Rentner mit Minijobs 
dazu verdienen müssen, ist in den letzten Jahren tendenziell gestie-
gen.« Langner ist Schuldner- und Sozialberaterin bei der Caritas, 
und ihre Klientel teilt sich in drei Gruppen: die der Geringverdiener, 
die der Langzeitarbeitslosen, die künftig von Altersarmut bedroht 
sein werden, und die der alten Menschen, die schon jetzt mit gerin-
gen Renten auskommen müssen. »Alte Menschen verstehen gar 
nicht, was da mit ihnen passiert, wenn sie plötzlich das Haus nicht 
mehr halten können, weil die Rente nicht reicht«, sagt Langner. 
Aktuelle Studien gehen davon aus, dass es in Deutschland im Jahr 
2030 eine Altersarmut von geschätzten zehn Prozent geben wird. 
Derzeit liegt der Anteil der Menschen, die im Rentenalter von der 
2003 eingeführten »Grundsicherung im Alter oder bei Erwerbsmin-
derung« leben müssen, bei 2,5 Prozent.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen den notwendigen Kampf 
gegen die drohende Altersarmut im kommenden Jahr zu einem 
wichtigen Thema machen. Für die Bundesdelegiertenkonfe-
renz in Erfurt hatte die grüne Arbeitsgruppe »Rentenpolitik« ein  

Diskussionspapier vorbereitet, das jetzt in die Debatte zum Bun-
destagswahlprogramm einfließt. Darin wird unter anderem eine 
Garantierente vorgeschlagen und eine Anhebung der Regelal-
tersgrenze, ab der eine abschlagsfreie Erwerbsminderungsrente 
gezahlt wird (derzeit 63 Jahre), abgelehnt. Priorität hat für die Grü-
nen die gesetzliche Rentenversicherung, die als eine wichtige Säule 
der Alterssicherung gestärkt werden soll. 

»Das Bild vom Arbeitslosen,  
  der auf Mallorca von  
  unseren Steuergeldern lebt,  
  ist ein Einzelfall.«

Grundsätzlich muss Armut im Alter aber an der Wurzel bekämpft 
werden: Durch Teilhabe am Arbeitsmarkt und Teilhabe an Bildung, 
um zu verhindern, dass Menschen dauerhaft und bedingungslos 
alimentiert werden. Die Arbeitsmarktpolitik von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN setzt weniger auf Sanktionen als auf Angebote, um durch 
faire Spielregen und positive Anreize wie bessere Zuverdienstmög-
lichkeiten die Eigeninitiative zu fördern. Statt Arbeitslose zu gän-
geln und zu bestrafen, müssen ihnen die Arbeitsvermittlerinnen 
und -vermittler auf gleicher Augenhöhe begegnen. Scheinange-
bote mit dem Zweck der so genannten Überprüfung der Arbeitsbe-
reitschaft lehnen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab.

»Bei uns sind die wenigsten Fälle von Armut selbst verschuldet. 
Das Bild vom Arbeitslosen, der auf Mallorca von unseren Steuer-
geldern lebt, ist ein Einzelfall«, sagt auch Caritas-Mitarbeiterin 
Britta Langner. Sie kritisiert, dass die Einführung der Hartz IV-
Gesetzgebung keine Verbesserung gebracht habe, da die Leute, 
die zu ihr kommen, heute keine Beihilfen etwa für eine Waschma-
schine oder einen Herd mehr beantragen können. Deshalb arbei-

tet die Caritas mit Stiftungen zusammen, um an Mobiliar oder 
andere Sachmittel für Härtefälle zu kommen. Langner unterstützt 
ihre Klientel auch mit Leistungen, die eigentlich nicht in ihren 
Aufgabenbereich gehören: »Mal über einen Lebenslauf sehen 
oder im Internet nachsehen, ob es ein Jobangebot gibt. Aber wo 
keine Arbeit ist, kann ich auch keine vermitteln.«

Gestaffelte Sozialbeiträge

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordern die Schaffung eines sozialen 
Arbeitsmarktes, der verlässlich funktioniert, ohne den Weg in den 
ersten Arbeitsmarkt zu verbauen. Außerdem wird eine Mindest-
lohnregelung befürwortet, um zu verhindern, dass immer mehr 
Menschen als so genannte »Aufstocker« von der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende (Alg II) abhängig werden. Das Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der Bundesagentur für 
Arbeit hat in einer Analyse für den Baubereich in Westdeutschland 
dem Mindestlohn einen positiven Beschäftigungseffekt nachge-
wiesen. IAB-Direktor Joachim Möller sagt, dass ein zu hoher Min-
destlohn zwar kontraproduktiv wirken könne, gleichzeitig sei er teil-
weise aber notwendig, da es Firmen gebe, die ihre Beschäftigten 
über eine extrem niedrige Bezahlung ausbeuten.

Das IAB äußerte sich zudem positiv gegenüber einem gestaffelten 
Anstieg der Beiträge für Sozialabgaben für Geringverdiener: »Die 
Last durch die Sozialabgaben ist hier drückender als durch Steu-
ern«, so Möller. Die Einführung eines Progressivmodells, mit dem 
die Lohnnebenkosten im unteren Einkommensbereich radikal 
abgesenkt werden und progressiv ansteigen, fordern auch BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Denn was bei der Steuer als gerecht emp-
funden wird – kleine Einkommen: geringe Steuern; große Einkom-
men: hohe Steuern – soll auch für die Sozialversicherungsbeiträge 
gelten. Das Prinzip heißt: Je geringer das Einkommen desto gerin-
ger der Beitragssatz.		  ø

Schätzungen gehen von 10 Prozent Altersarmut im Jahr 2030 aus.Noch immer gibt es kein kostenloses Mittagessen für Kinder in der Schule und im Kindergarten.
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Aktuelle Veranstaltungen

15. Dez. 2008 Gunda-Werner-Institut, Berlin
Podiumsdiskussion
Wie steht es mit den Frauenrechten
in Deutschland?
Zum Beispiel CEDAW-Alternativbericht
Mit Repräsentantinnen des Netzwerks CEDAW-
Alternativberichterstattung 2008/09 u.a.
Infos: Gitti Hentschel, E-Mail: hentschel@boell.de

6. /7. Feb. 2009 Hochschule für Künste, Bremen 
Kongress

Die Zukunft der Demokratie 
Mit Workshops zu Demokratie in Wirtschaft,
Ökologie, Medien und Kommunen
Infos: www.boell.de, zeitgeschichte@boell.de

18. /19. März 2009 Heinrich-Böll-Stiftung,
Beletage, Berlin
1989 – Aufbruch in Europa
Demokratische Transformation im Wandel 
Infos zum Jahresprogramm „20 Jahre 89“:
www.boell.de /1989 (ab Mitte Dezember)

Der besondere Tipp

Boell.Thema.
Das Magazin der Heinrich-Böll-Stiftung
Ausgabe 3, 2008
Menschenrechte sind nicht teilbar
Mit Porträts und Beiträgen u.a. von 
T. Rathgeber, A. Zumach, A. An-Na'im, A.Kämpf,
W. S. Heinz
Info und Bestellung: www.boell.de / thema

Jahrbuch Menschenrechte 2009
Religionsfreiheit
Hrsg. von H. Bielefeldt, V. Deile, B. Hamm,
F.J. Hutter, S. Kurtenbach, H. Tretter
Böhlau Verlag, Wien 2008,
293 Seiten, 19,90 Euro
ISBN 978-3-205-78190-5

Hoffnungsträger 1325 
Eine Resolution für eine geschlechtergerechte
Friedens- und Sicherheitspolitik in Europa.
Hrsg. im Ulrike Helmer Verlag 
vom Gunda-Werner-Institut in der Heinrich-
Böll-Stiftung. Königstein /Ts., Oktober 2008,
272 Seiten, 25 Euro.
Zu bestellen unter www.boell.de /publikationen

Politische Jahresberichte:
Die Berichte der Auslandsbüros informieren
über die politischen Entwicklungen in den
Regionen und die Arbeit der Stiftung vor Ort.
Download unter www.boell.de

Dossier: www.boell.de/finanzkrise 

Weitere Infos: www.boell.de /veranstaltungen

Neue Adresse: Heinrich-Böll-Stiftung,
Schumannstraße 8, 10117 Berlin
T 030-285 34-0, F 030 285 34-109
E-Mail info@boell.de, Internet www.boell.de

Die Bundesdelegiertenkonferenz (BDK) Ende 2007 in Nürnberg 
sprach sich für die Einführung einer Grünen Grundsicherung und 
den Ausbau der öffentlichen Infrastruktur aus. Sozialpolitische 
Maßnahmen enthält auch der Beschluss »Die Krisen bewältigen 
– für einen grünen New Deal!«, der auf dem jüngsten Bundespar-
teitag in Erfurt angesichts der weltweiten Finanzkrise verabschie-
det wurde. Neben einer neuen globalen Finanzverfassung soll ein 
sozial-ökologisches Investitionsprogramm umgesetzt werden.

Die wichtigsten Punkte der Beschlüsse »Aufbruch zu neuer 
Gerechtigkeit!« (BDK Nürnberg 2007) und »Die Krisen  
bewältigen – für einen grünen New Deal! (BDK Erfurt 2008):

Rechtsanspruch
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verstehen die Grundsicherung als 
einen Rechtsanspruch, nicht als Almosen. Die Zugänge müssen 
so gestaltet sein, dass sie jedem Menschen unabhängig von Her-
kunft, sozialem Umfeld und finanziellen Möglichkeiten offen 
stehen und tatsächlich auch in Anspruch genommen werden 
können. Die Grundsicherung soll auch Asylbewerbern und Gedul-
deten offen stehen.

Regelleistung
Die Höhe der Grundsicherung wird unter Mitwirkung von Wohl-
fahrtsverbänden und Wissenschaft auf transparenter Grundlage 
ermittelt, regelmäßig überprüft und gegebenenfalls an die Lebens-
haltungskosten angepasst. In Anlehnung an die Berechnungen des 
Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes fordern Die Grünen 
aktuell eine Erhöhung der Hartz-IV-Regelsätze auf 420 Euro und 
altersspezifische Erhöhung der Regelsätze für Kinder und Jugendli-
che auf 300 bis 350 Euro.

Eigenständige Sicherung
Die Grüne Grundsicherung ist eine individuelle Leistung, die das 
eventuelle Partnereinkommen nicht anrechnet. Entsprechend müs-
sen im Steuersystem und in den Sozialversicherungen Privilegien, 
die an die Ehe gebunden sind – beispielsweise das Ehegattensplit-
ting – abgebaut werden.

Sanktionen
Der für eine Teilhabe an der Gesellschaft nötige Grundbedarf darf 
nicht durch Sanktionen angetastet werden. Hilfeempfänger müs-
sen die Möglichkeit haben, Sanktionsentscheidungen von einem 
paritätisch besetzten Widerspruchsausschuss prüfen zu lassen. 

Grünes Ziel ist eine Grundsicherung, die auf positive Anreize und 
Hilfe setzt – und nicht auf Bestrafung.

Zuverdienstmöglichkeiten
Ein eigenes Einkommen soll auf die Grundsicherung weniger stark 
angerechnet werden als beim heutigen Arbeitslosengeld II. Bis zu 
einem Verdienst von 400 Euro im Monat soll jeder zweite Euro 
anrechnungsfrei bleiben, darüber hinaus soll ein Anteil des Ver-
dienstes von über 20 Prozent bei den Empfängern verbleiben. 
Altersvorsorge Vermögen, das der Alterssicherung dient, muss 
besonders geschützt werden. Bis zu 3.000 Euro pro Lebensjahr 
sollen steuerfrei zurückgelegt werden können und werden bei der 
Beurteilung der Hilfebedürftigkeit nicht berücksichtigt.

Geschlechtergerechtigkeit
Die Grüne Grundsicherung ist geschlechtergerecht. Neben einem 
eigenständigen Rechtsanspruch für alle Menschen soll es einma-
lige individuelle Leistungen in besonderen Lebenslagen geben, bei-
spielsweise für Alleinerziehende.

Kinder
Die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen müssen eigenstän-
dig ermittelt werden. Die Regelsätze sind altersabhängig auf 300 bis 
350 Euro zu erhöhen. Zusätzlich muss es Einmalleistungen in beson-
deren Lebenslagen geben. Die Grünen wollen die Einkommensgrenze 
beim Kinderzuschlag für Geringverdiener erhöhen und den Leistungs-
umfang an den Bedarf anpassen. Perspektivisch setzen wir uns für 
eine eigenständige bedingungslose Kindergrundsicherung ein.

Bildung und Betreuung
Bündnis 90/Die Grünen wollen einen Rechtsanspruch auf Tage-
splätze für Kinder vom ersten Lebensjahr an und dafür insgesamt 
800.000 zusätzliche Betreuungsplätze für unter Dreijährige durchset-
zen. Alle Kinder sollen die ersten neun Schuljahre gemeinsam lernen. 
Gebraucht wird ein flächendeckendes Angebot an Ganztagsschu-
len, die Abwendung von Studiengebühren sowie eine ausreichende 
elternunabhängige Finanzierung des Studiums. Bis 2010 sollen der 
Rechtsanspruch auf einen ganztägigen Kita-Platz umgesetzt, 3.500 
Schulen zu gebundenen Ganztagsschulen ausgebaut und 200.000 
zusätzliche Studienplätze an Hochschulen geschaffen werden.

Pflegezeit
Eine bis zu dreimonatige gesetzliche »Pflegezeit« zur Organisation 
von Pflege oder für eine Sterbebegleitung soll die Vereinbarkeit 

von Pflege, Familie und Beruf unterstützen. In dieser Zeit besteht voller Kündigungs-
schutz, Anspruch auf Rückkehr an den selben Arbeitsplatz sowie auf eine steuerfinan-
zierte Lohnersatzleistung.

Aus- und Weiterbildung
Unternehmen und Staat sind verantwortlich dafür, dass es für jeden jungen Menschen 
einen Ausbildungsplatz gibt. Weiterbildungsangebote wollen Die Grünen qualitativ 
und quantitativ ausweiten, besonders für Jugendliche und ältere Arbeitnehmer.

Arbeitsmarktpolitik
Die aktive Arbeitsmarktpolitik muss ausgebaut werden. Neben individueller Beratung 
sind Weiterbildungs- und Umschulungsangebote sowie Förderprogramme zur Existenz-
gründung notwendig. Die Arbeitsmarktförderung muss auch Menschen offen stehen, 
die lange nicht erwerbstätig waren; Hilfen für die Berufsrückkehr nach Betreuungs-
zeiten müssen wieder gesetzlich abgesichert werden. Es braucht eine Arbeitsverwal-
tung, die gemeinsam mit den Arbeitsuchenden an Lösungen arbeitet. Dafür ist eine 
Regionalisierung der Arbeitsmarktpolitik samt einer klaren Verantwortung der Kom-
munen erforderlich. Für Menschen mit hohen Integrationshindernissen brauchen wie 
einen öffentlich finanzierten Beschäftigungssektor.

Mindestlohn
Branchenspezifische Mindestlöhne sind sinnvoll. Aber es braucht auch eine allgemein 
wirkende Mindestlohnschranke gegen Lohndrückerei. Alle Erwerbstätigen müssen 
daher von einer gesetzlich einzurichtenden Mindestlohnkommission verbindlich gegen 
Lohndumping geschützt werden. Eine Mindestlohnkommission nach dem Vorbild von 
Großbritannien soll mit Sozialpartnern und Wissenschaftlern besetzt werden und Emp-
fehlungen für Mindestlöhne erarbeiten und durchsetzen.

Progressivmodell
Mit dem grünen »Progressivmodell« wollen Die Grünen die Lohnnebenkosten im unteren 
Einkommensbereich radikal absenken, und sie langsam progressiv ansteigen lassen – 
nach dem Prinzip: Je geringer das Einkommen desto geringer der Beitragssatz.

Öffentliche Güter und Dienste
Öffentliche Güter und Dienste sollen ausgebaut werden, insbesondere in den Bereichen 
Bildung, Kinderbetreuung, Pflege und Arbeitsmarktinstitutionen. Die Kommunen müs-
sen durch die Länder finanziell so ausgestattet werden, dass sie den Zugang zu öffent-
lichen Gütern gewährleisten können. Darunter fallen Kindergarten- und Schulessen, 
Sozialtickets für den ÖPNV sowie Ermäßigungen oder Freistellung von Gebühren für 
Bildungs-, Sport- und Kultureinrichtungen.

Weitere sozialpolitische Forderungen des Erfurter Beschlusses 

Energiesparfonds
Mit einem Energiesparfonds sollen entsprechende Investitionen für einkommens-
schwache Haushalte finanziert werden.

Erbschafts- und Vermögenssteuer
Erhöhung der Erbschaftssteuer und Wiedereinführung der Vermögensbesteuerung, 
damit Reiche und Vermögende stärker zur Finanzierung unseres Gemeinwesens  
beitragen.

Rentenversicherung
Aufgrund der großen systemischen Risiken von Finanzmärkten muss die umlage-
finanzierte gesetzliche Rentenversicherung die zentrale Säule der Alterssicherung 
bleiben. Staatliche Maßnahmen müssen sich darauf konzentrieren, dieses System zu 
stützen. (mb)

Grüne Sozialpolitik
Existenzsicherung und Teilhabegarantie: Mit diesen beiden Komponenten wollen Bündnis 90/ 
Die Grünen die sozialpolitischen Herausforderungen angesichts zunehmender Armut meistern. 
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erfurt bundesdelegiertenkonferenz 

Al-Wazir

Vorname: Tarek. Hat bestimmt nach der BDK Schulterschmerzen 
gehabt, denn der Fast-Vize-Ministerpräsident Hessens hat massig 
Trost und Aufmunterung in Wort und Tat erhalten. Trost, weil die 
Bildung seiner Regierung in letzter Minute geplatzt war. Aufmun-
terung, weil die Hessen ja im Januar schon wieder wählen und Al-
Wazirs Landesverband statt Weihnachtswonnen einen Winterwahl-
kampf vor sich hat. Da taten die 79,1 Prozent bei der Wahl in den 
 Parteirat gut, Al-Wazir ist damit bestgewählter Mann.

Bundesvorstandswahl

Weißer Rauch stieg am Samstagnachmittag nicht über der Messe 
Erfurt auf. Und allzu geheim ging es bei den Wahlen zum Bun-
desvorstand auch nicht zu. Nach einer fulminanten Bewerbungs-
rede holte Claudia Roth sich mit 82,7 Prozent ein dazu passendes 
Ergebnis. Unser neuer Vorsitzender erreichte aus dem Stand 79,2 
Prozent: Cem Özdemir feierte danach sichtlich erleichtert und 
haute zusammen mit Claudia Roth mächtig auf die bereit gestellte 
Pauke. Weitere Ergebnisse: Die Politische Geschäftsführerin  

Steffi Lemke wurde mit 86 Prozent ebenso wiedergewählt wie der 
langjährige Schatzmeister Dietmar Strehl (66,5 Prozent). Den Bun-
desvorstand komplettieren die Thüringer Landesvorsitzende Astrid 
Rothe-Beinlich (76,1 Prozent) und Malte Spitz aus Nordrhein-West-
falen (66,4 Prozent).

Claudia & Cem

Dass die beiden sich gut ergänzen, haben sie in Erfurt schon beim 
Trommeln (und zwei Tage später bei Kerner) bewiesen. Den emo-
tionalen Höhepunkt, eine kleine Überraschung, setzte dann der 
üblicherweise cool auftretende Cem: Nicht nur, dass ihm in der 
Bewerbungsrede seine Nervosität deutlich anzumerken war. Nach 
der Wahl bedankte er sich, sichtlich bewegt bei »all denjenigen, die 
hier keine Stimme haben, (…) der Generation meiner Eltern«. Da 
war der Saal dann doch gerührt.

Danke

Das Wort zu Reinhard Bütikofer. Dem bisher langjährigsten aller 
Parteivorsitzenden (seit 2002) verschlug es bei seiner letzten 
BDK im Amt gleich mehrfach die Sprache. Tränen kullerten auch. 
Applaus und Ansprachen dampften nur so vor Dankbarkeit und 
Warmherzigkeit, besonders gut kam ein Video mit schönen Bildern 
und Statements von Freunden und Weggefährten an. Den Satz 
des Tages sagte die Niedersächsin Brigitte Pothmer, die sich sicher 
war, dass jemand mit so einer »überaus robusten Statur« auf Bun-
desebene sicherlich fehlen wird. Zum Glück ist es viel zu früh für 
Nachrufe; Reinhard Bütikofer ist ja nicht aus der Welt, er ist nur in 
Europa. Dort jedenfalls möchte er ab kommenden Jahr die Grünen 
im Europaparlament verstärken.

Erfurt

Landeshauptstadt des Freistaats Thüringen, neben Gera und 
Jena eines der drei Oberzentren des Landes. Wichtigste Instituti-
onen: Bundesarbeitsgericht, Universität (hier war Martin Luther 
Student) und Fachhochschule, katholisches Bistum mit Erfurter 
Dom. Mittelalterlich geprägter Altstadtkern mit etwa 25 Pfarr-
kirchen und zahlreichen Fachwerk- und Bürgerhäusern. Sitz des 
Kinderkanals KIKA. Erfurt wird von einem 35jährigen Sozial-
demokraten regiert, Andreas Bausewein kam bei der BDK zum 
Grußwort vorbei und wurde von den Delegierten freundlich emp-
fangen. Der Mann hat keine Berühungsängste, im Stadtrat sitzen 
fünf Bündnisgrüne – damit hat die Fraktion übrigens nur drei 
Mitglieder weniger als die SPD. Am stärksten sind hier CDU (20) 
und Linke (17).

Friedens- und Sicherheitspolitik

Die Finanzkrise, Andrea Ypsilanti und die Bespitzelungen durch die 
Telekom – manchmal vergisst man ganz, dass die Welt da draußen 
noch ein paar weitere gewichtige Probleme hat, dass tagtäglich 

Menschen verhungern, auf der Flucht sind oder in kriegerischen 
Auseinandersetzungen sterben, zum Beispiel. Die Friedens- und 
Sicherheitspolitik hat deswegen auf der BDK breiten Raum einge-
nommen, verabschiedet wurde ein umfangreicher Beschluss mit 
Forderungen nach Stärkung der Vereinten Nationen und mehr 
Multilateralismus. Ein Kernsatz: »Die bündnisgrüne Vision ist eine 
Welt, in der die internationalen Beziehungen zu einem hohen Grad 
verrechtlicht sind; in der das Recht des Stärkeren durch die Stärke 
des Rechts ersetzt ist.«

Guantanamo schließen 

Dafür waren wir schon immer. Aber jetzt, unter der neuen US-Admi-
nistration, wird das Thema spannend, und deswegen hat sich auch 
die BDK mit der Schließung des umstrittenen Gefangenenlagers 
beschäftigt. Die ist bisher an der mangelnden Bereitschaft anderer 
Länder gescheitert, die Gefangenen aufzunehmen. Die BDK verab-
schiedete eine Aufforderung an die Bundesregierung: »Wir fordern 
die Bundeskanzlerin auf, jetzt ein Zeichen der Menschlichkeit zu 
setzen und gegenüber der US-Regierung die Bereitschaft zur Über-
nahme von Gefangenen aus Guantanamo zu erklären.«	 »»

Bundesdelegiertenkonferenz in Erfurt: 
Das große A bis Z
Der neue Bundesvorstand, die prägenden Themen Finanzkrise, Energiezukunft und Friedenspolitik  
und alles, was die Erfurter BDK noch besonders machte.

Von Dirk Krömer
Der frisch gewählte Bundesvorstand (v.l.n.r.): 
Astrid Rothe-Beinlich, Steffi Lemke, Cem Özdemir, Claudia Roth, Dietmar Strehl, Malte Spitz

bdk:erfurt
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Haushalt

Traditionell einer der wichtigsten Tagesordnungspunkte bei der BDK. 
Alle, die nicht dabei waren, müssen sich nicht sorgen: Alles im grünen 
Bereich. Wobei: Der Wahlkampf wird teuer, und deswegen hat Schatz-
meister Dietmar Strehl, der auf 720.000 Euro Spenden hofft, es klar 
gesagt: »Wir brauchen 2009 Geld, Geld und noch mehr Geld.«

Imker

Antrag aus Rheinland-Pfalz (V-27) unter  Verschiedenes zum 
»Schutz für Bienen und Sicherheit für Imkerinnen und Imker«. Was 
sich nach Biene Maja anhört, hat einen ernsten Hintergrund: 500 
Millionen Bienen wurden 2008 durch das Pesitizid Clothianidin ver-
giftet, und die Kontamination mit Gen-Mais macht den ursprüng-
lich reinen Honig gesundheitlich bedenklich. Wer schmiert sich das 
noch gerne aufs Butterbrot?

Jahreszahlen

Kann man sich drüber streiten. Viel Energie wurde in der Debatte 
um die Energie mit der Frage aufgewandt, ob für den vollständigen 
Umstieg auf Erneuerbare Energien das Jahr 2030 oder das Jahr 2050 
fest vorgeschrieben werden soll. Hans-Josef Fell, energiepolitischer 
Sprecher der Bundestagsfraktion, plädierte für noch mehr Druck 
auf die Industrie und einen »radikalen Realismus«. Ein vehementer 
Appell von Jürgen Trittin, sich in dieser Frage nicht auseinanderdivi-

dieren zu lassen, brachte schließlich die Einigung: Gemäß europä-
ischer Verpflichtungen müssen bis 2050 100 Prozent der gesamten 
Energie erneuerbar bereitstehen. Die Grünen streben jedoch an, 
dieses Ziel bereits 2040 zu erreichen und sich anzustrengen, Strom 
schon bis 2030 komplett erneuerbar zu erzeugen.

Kapitalismus, das Lied vom Ende des

Lustiger Song, zu Gehör gebracht zum Auftakt der Parteitagsparty 
im Obergeschoss des etwas kühlen CongressCentrums. DJane Julia 
Seeliger hat sich zwar aus dem  Parteirat zurückgezogen, setzte 
bei ihrer Musikauswahl aber umso stärkere inhaltliche Schwer-
punkte. Neben besagtem Peter-Licht-Kracher legte sie in der ersten 
Viertelstunde gleich auch noch weitere Gute-Laune-Musik wie »Die 
Diktatur der Angepassten« von Blumfeld und »Aber hier leben, 
nein danke« von Tocotronic nach.

Lobeshymnen

Die sangen sich die beiden Spitzenkandidaten einander vor: Und 
da man sich nicht selbst lobt, lobten beide den anderen. Trittin 
über Künast: »Sie ist die Anwältin der dicken Kinder und der dün-
nen Models.« Künast über Trittin: »Der macht erst dann Kompro-
misse, wenn es wirklich gar nicht mehr anders geht.« Die Delegier-
ten waren verzückt: 92 Prozent Zustimmung für das Spitzenteam.

Magen von Bärbel Höhn

Der stand Kopf, kurz nachdem die langjährige Umweltministerin 
von Nordrhein-Westfalen mit fast 84 Prozent in den  Partei-
rat gewählt wurde. Das beste Ergebnis aller Parteiratsmitglieder 
durfte Bärbel Höhn heimlich, still und leise feiern – in der Deut-
schen Bahn, auf dem schnellsten Weg nach Hause.

Newcomer Nummer eins

Den Preis müssen sich zwei teilen. Der erste ist Sven Giegold, attac-
Mitbegründer und Neu-Grüner mit Aussichten auf eine Kandidatur 
fürs Europaparlament, der eine fulminante Rede zum Finanzmarkt 
hielt und dafür mächtig Applaus bekam. Und Arvid Bell, 24jäh-
riger Politikstudent und Nachwuchshoffnung, der mit mehr als 74 
Prozent in den Parteirat gewählt wurde.

Ostquote

Sie ist ausgelaufen und die BDK hat nichts daran geändert. Der 
Kreisverband Pankow ist mit seinem Antrag, eine abgemilderte 
Quote beizubehalten, gescheitert. Die Berliner hatten argumen-
tiert, dass die Organisationsstärke in den neuen Bundesländern 
noch nicht für einen fairen Wettbewerb ausreicht. Die BDK sah das 
mit großer Mehrheit anders und entschied: Die Grünen sind ganz 
und gar gesamtdeutsch, mit gleichen Regeln für alle.

Parteirat

Die 16 Mitglieder des Parteirates auf einen Blick: Claudia Roth, 
Cem Özdemir, Steffi Lemke (alle drei qua Amt), Bärbel Höhn 
(83,9 Prozent bei der Wahl) Tarek Al-Wazir (79,1), Renate Künast  

erfurt bundesdelegiertenkonferenz 

(78,7), Rebecca Harms (78,6), Theresa Schopper (76,7), Jürgen Trit-
tin (75,9), Antje Hermenau (75,2), Reinhard Loske (74,4), Arvid Bell  
(74,2), Anja Hajduk (68,9), Volker Beck (66,4), Volker Ratzmann 
(58,2) und Gerhard Schick (52,9). Nicht gewählt wurden Fritz Kuhn 
und Karl-Wilhelm Koch, nicht mehr kandidiert hatten Krista Sager, 
Julia Seeliger und Winfried Kretschmann.

Quote für Neue

Noch eine gescheiterte Quote. Aus mehreren Kreisverbänden war 
die Forderung erst laut und dann zum Antrag geworden, zur Euro-
pawahl jeden dritten Listenplatz verpflichtend mit Kandidaten zu 
besetzen, die noch nicht dem Europa-Parlament angehört haben. 
Dass sich die Antragsteller ausgerechnet Reinhard Bütikofer ausge-
sucht hatten als Paradebeispiel für ihren Vorschlag, erwies sich in 
der Diskussion als Bumerang, denn profilierte Leute wie der schei-
dende Vorsitzende sollten sich nicht auf Quoten stützen müssen. 
Also lautet der Beschluss: Delegierte werden dem Nachwuchs auch 
ohne Quote eine Chance geben. Nur ein böses Gerücht ist es, dass 
die Frauenquote gleich auch noch beerdigt werden soll. 

Rot

Die zweitliebste Farbe der BDK. Denn rot sah, wer zum Verpfle-
gungsstand der Sparkasse pilgerte. Das taten das Wochenende über 

sehr viele, denn dort gab es immer frischen Kaffee »mit Schaum«, 
Espresso sowie ein freundliches Lächeln. Und das allerbeste: alles 
gratis. Nein, das hier ist keine Schleichwerbung, man kann es auch 
ganz laut sagen: Die Leute vom Sparkassen-Stand waren die wah-
ren Retter und echten Helden der BDK. Vielen Dank!

Sport

Scheint nicht mehr so en vogue unter Grünen zu sein. Joggend 
wie dereinst Joschka wurde morgens keiner gesehen und auch die 
Ballspiele nach der Wahl des Spitzenteams (Renate und Jürgen 
warfen erst sich selbst zu und dann in die Menge) wirkten eher gut 
gemeint als gezielt. Der lange Lauf zu sich selbst scheint gelaufen, 
dafür war der Raucher-Pausenhof zwischen Sitzungssal und Ver-
pflegungsständen immer ganz gut besucht	.	 »»

 Was können Biokraftstoffe?
Bis zu 80% weniger CO₂ emittieren als fossile Kraftstoffe: Ihr Einsatz reduziert den CO₂-Ausstoß 
in Deutschland jährlich um etwa 10 Mio. Tonnen – fast doppelt so viel wie die Deutsche Bahn im Individualverkehr 
einspart.  Fossile Kraftstoffe ersetzen: Der Anteil von Biokraftstoffen am Gesamtkraftstoffmarkt beträgt heute 
schon 7,6%, ihr Anteil am Dieselkraftstoffmarkt sogar 12%.  Entwicklungsländern neue Perspektiven 
eröffnen: Die dortigen Agrarsektoren werden gestärkt. Landwirtschaft lohnt sich wieder und Abhängigkeiten von ent-
wicklungspolitischen Almosen werden verringert.  Europäische Getreideüberschüsse abbauen: Diese 
lagen 2008 bei etwa 60 Mio. Tonnen.

 Was können Biokraftstoffe nicht?
Hungerkrisen hervorrufen: Nur etwa 2% der Weltagrarfläche werden für Bioenergiepflanzen genutzt – Hunger 
ist eine Folge von Armut, fehlenden staatlichen Strukturen, mangelnde Bildung und Krieg.  Den Sündenbock 
spielen: Viele Umweltzerstörungen in den Regenwäldern, die Biokraftstoffen angelastet werden, gehen auf das Konto 
der Lebensmittel- und Kosmetikindustrie.  Alle Mobilitätsprobleme der Welt lösen.

Deshalb: Die Ausbauziele von Biokraftstoffmengen beibehalten – die rückwärtsgerichtete 
Biokraftstoffpolitik beenden! Für eine nachhaltige Biokraftstoffproduktion weltweit. Alles andere bedeutet einen 
Mehrverbrauch von fossilen Kraftstoffen und damit mehr CO₂-Emissionen.

Zukunft tanken.
Verband der Deutschen Biokraftstoffindustrie
Johannes Daum · Referent Politik
Tel. 030 / 72 62 59 10
daum@biokraftstoffverband.de
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Thüringer Bratwurst

Auf und neben dem Raucher-Pausenhof brannte ein weiteres Feuer 
der schmackhaften Art: DIE kulinarische Spezialität des Landes, 
inklusive traditionellem Born-Senf. 

Unterhaltungswert

Den boten Grüne schon rein optisch immer – als erste Partei, die 
kleidungstechnisch aus dem grauen Dresscode der übrigen Par-
teien herausbrach. Im Ganzen deutlich abgemildert, werden grüne 
Delegierte diesem Ruf immer noch gerecht. Gesehen in Erfurt: 
Grufti-Look, Punk ist auch nicht tot und Öko-Look mit Nickelbrille 
und Wollpulli ein zeitloser Klassiker.  

Verschiedenes

Klassisches Highlight auf jeder BDK. Neben den  Imkern wurden 
dort auch folgende Themen verhandelt: der Ausschluss homo- und 
bisexueller Männer von der Blut-, Plasma- und Knochenmarkspende, 
die Legalisierung von Cannabis, Car-Sharing als Beitrag zu einer 
neuen Mobilitätskultur sowie die Einführung eines Batteriepfandes.

Wirtschaftskrise

Die Krise nahm in Diskussion auf der BDK breiten Raum ein. Das 
Wochenende war von den Nachrichten um den Einbruch bei Opel 
geprägt; was von vielen Delegierten in ihren Reden aufgegriffen 
wurde.

erfurt bundesdelegiertenkonferenz erfurt bundesdelegiertenkonferenz 

X-mal quer

Die Anti-Atom-Bewegung und die Bündnisgrünen haben sich 
wieder sehr, sehr gern. Zumindest war die Demo rund um den 
aktuellen Transport nach Gorleben vom grünen Spitzenpersonal 
bestens besucht und die Wendländer wurden auch in Erfurt warm 
empfangen. 

Yes, we Cem.

Konspirativ im Plenum der BDK lancierter Slogan bezogen auf den 
neuen Bundesvorsitzenden, die Analogie hinkt dann doch – zum 
Beispiel hat Cem viel schönere Koteletten als Barack. Der desi-
gnierte US-Präsident schwebte allerdings im Raum, sein Name 

wurde in den Reden gefühlte 117mal häufiger genannt als bei-
spielsweise der des ehemaligen bündnisgrünen Außenministers. 
Mal schauen, ob Joschka im Wahlkampf aufholt.

Zuschauerinteresse

Das war dieses Mal eher mäßig. Die Delegierten waren in der 
Mehrheit – es ging dieses Mal ja auch nicht um Frieden, Krieg 
oder Kampfabstimmungen. Ein Wiedersehen gibt es dann im tie-
fen Westen, genau gesagt in Dortmund, wo vom 23. bis zum 
25. Januar 2009 die nächste Bundesdelegiertenkonferenz statt-
finden wird. 

Bis dahin!

An über 2.300 Standorten leisten täglich 270.000 Menschen mit Behinderung 
ihren wertvollen Beitrag für unsere Volkswirtschaft. So helfen wir, den 

sozialen Frieden in Deutschland zu sichern. Das ist nur eine unserer Stärken.

Gute Arbeit aus Werkstätten für behinderte Menschen. 

www.denkst-du.de

UNMÖGLICH
DENKST DU
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Effi zienz heißt, Energie optimal einzusetzen. Es ist nicht seine Kraft, die 
den Albatross auszeichnet. Es ist seine Technik. Beim dynamischen Segelfl ug 
nutzt der Seevogel die Kraft des Windes für eine optimale Flugbahn. So kann 
er mehrere tausend Kilometer überwinden.

Mit effi zienter Technik viel leisten. Möglich wird dies auch durch Erdgas. Denn 
moderne Erdgastechniken verarbeiten die eingesetzte Energie optimal. Beispiel 
Erdgas-Brennwerttechnik: Sie nutzt zusätzlich die Wärmeenergie aus dem Was-
serdampf der Abgase und erreicht dadurch hohe Wirkungsgrade. Im Vergleich 
zu veralteten Anlagen senkt sie so den Energiebedarf um bis zu 20 Prozent.

Effi zienz heißt für uns auch: die Förderung von Zukunftstechniken wie der Kraft- 
Wärme-Kopplung. Durch die doppelte Nutzung des eingesetzten Brennstoffs 
werden in Blockheizkraftwerken Wirkungsgrade von bis zu 90 Prozent erreicht. 
Effi zienz, die höchsten Ansprüchen gerecht wird: Mit moderner Erdgastechnik, 
gegebenenfalls in Kombination mit erneuerbaren Energien, werden die künf-
tigen Anforderungen der novellierten Energieeinsparverordnung (EnEV 2009) 
und des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes erfüllt. Denn Erdgastechnik ist 
Zukunftstechnik.

Weitere Informationen erhalten Sie bei Ihren Erdgasversorgern oder 
unter www.erdgasfakten.de.

Für ihn ist es der perfekte Flug.
Für uns die ideale Nutzung der Kräfte.

IHRE ERDGASVERSORGER
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wahljahr 2009: grüne aussichten wahljahr 2009 grüne aussichtenwahl:2009

schrägstrich: Die Bundesdelegiertenkonferenz hat euch mit sagenhaften  
92 Prozent zu Spitzenkandidaten für die Bundestagswahl gewählt. 

Jürgen Trittin: Wenn man beide nimmt, waren es ja sogar 184. 

schrägstrich: Ihr habt euch en bloc wählen lassen, warum nicht einzeln?

Trittin: Weil wir als Team antreten. Die 92 Prozent beruhen unter anderem darauf, 
dass die Partei der Auffassung ist: Damit sind wir nach außen gut abgebildet. 

Renate Künast: Wir wollten ganz bewusst eine Abstimmung, weil wir ein Zeichen 
setzten wollten. Von jetzt an ist die Spitzenkandidatur ein gemeinsames, ernst-
haftes Projekt von uns beiden mit der Partei. Wir wollten von den Delegierten ein 
Ja oder Nein und auch einen Auftrag.

schrägstrich: Wie verteilen sich für euch persönlich Last und Lust einer so heraus-
gehobenen Kandidatur?

Künast: Ich habe viel Freude mit den Grünen gehabt. Das hat nicht nur mit Politik, 
auch mit Lebenskultur zu tun. Daraus erwächst jetzt eine Aufgabe, die mir Freude 
macht. Die Frage der Last beurteile ich, wenn die Wahllokale geschlossen haben. 

»Wir machen beide  
saugerne Wahlkampf«
Die Bundesdelegiertenkonferenz liegt gerade hinter, das Superwahljahr 
2009 vor ihnen, und das ist nach den Chaos-Tagen von Hessen um 
eine Landtagswahl reicher geworden. schrägstrich traf Renate Künast 
und Jürgen Trittin, die frisch gekürten grünen Spitzenkandidaten, im 
Büro der Fraktionsvorsitzenden im Deutschen Bundestag. 

Das Interview führten Dirk Krömer und Norbert Schmedt.

Dass es anstrengend wird, weiß ich, aber Begeisterung und Über-
zeugung machen vieles leichter. 

Trittin: Ich glaube, wir beide machen saugerne Wahlkampf. Und: 
Es gibt auch eine Verantwortung in dieser schwierigen Situation. In 
dem Fünfparteiensystem gehen wir in einen Wahlkampf mit Inhal-
ten, ohne  einfache Funktionsbotschaft. Wenn wir besser werden 
wollen als beim letzten Mal, dann müssen wir uns wirklich sehr 
anstrengen und brauchen ein  hohes Maß an Geschlossenheit.

schrägstrich: Erfolge gehören immer vielen, Misserfolge werden 
stets Einzelnen angekreidet– da bedeuten die 92 Prozent von der 
BDK eine riesengroße Portion Vertrauen für euch, oder nicht? 

Trittin: Das ist der Kredit bis zum 27. September. Wir werden uns 
anstrengen, ihn zurückzahlen zu können.

»Wenn wir besser werden  
  wollen als beim letzten  
  Mal, dann müssen wir uns  
  wirklich sehr anstrengen.«

Künast: Die Verantwortung ist doch klar. Wir können uns jetzt aber 
nicht zwei Tage lang einschließen und sagen: Welches Gewicht ist 
auf meinen Schultern? Man muss das Gewicht auch begreifen als 
ein Gewicht, das einen von hinten nach vorne schiebt. Da hilft 
das Bewusstsein: Verglichen mit dem, was diese Bundesregierung 
macht, können wir das besser. Und mit »wir« meine ich jetzt nicht 
uns beide, sondern wir Grüne.

Trittin: Deswegen sind wir froh, dass wir jetzt in Hessen Wahlen 
haben. Natürlich hätten wir uns Tarek Al-Wazir als stellvertre-
tenden Ministerpräsidenten gewünscht. Aber gerade unter Druck 
geht es uns beiden so, dass wir eher loslaufen als jammernd in der 
Ecke zu stehen. 

schrägstrich: Die hessischen Grünen hätten Neuwahlen verhin-
dern können, wenn sie den mal heimlichen, mal unheimlichen 
Avancen der CDU nachgegeben hätten.

Trittin: Wir haben Gespräche mit allen Parteien geführt, und die 
CDU hat uns gesagt, Herr Koch sei nicht verzichtbar. Für uns ist 
Herr Koch aber ein Inhalt. Deswegen haben wir  die einzige Mög-
lichkeit, nämlich die Bildung einer rot-grünen Minderheitsregierung 
mit einer Tolerierung der Linkspartei, ausverhandelt. Da die SPD 
das vor die Wand gefahren hat, muss man vor die Wähler treten.

schrägstrich: Eigentlich eine bizarre Situation. Die Grünen sind 
verlässliche Partner, die Linken halten sich an ihre Zusagen – nur 
in der SPD geht es drunter und drüber. 

Trittin: Das kennen Renate und ich schon seit 2005, auch im Bund 
ist das ja nicht an den Grünen gescheitert. 

Künast: Wenn man auf Rot-Grün im Bund zurückschaut: Es fällt 
schon auf, dass die Sozialdemokraten über das, was sie in ihrem 
Aufgabenbereich nicht gut gemacht haben, heute nicht diskutieren. 
Aber sie loben sich selbst für die gesellschaftlichen Veränderungen, 
die von uns gekommen sind. Ob man das Thema Diskriminierung, 
homosexuelle Partnerschaften, den Atomausstieg, das Erneuerbare-
Energien-Gesetz, den Verbraucherschutz oder das Bio-Siegel nimmt 
– plötzlich tun sie so, als hätten sie das alles gemacht. Da müssen 
wir jetzt stark auftreten und die Leute daran erinnern, wer all das 
wirklich erfunden hat. Wo in Deutschland etwas Neues angefangen 
hat, was auch Zukunft hat, da kam das von den Grünen.

schrägstrich: Das gilt auch im Hinblick auf den 7. Juni. Die 
Europawahl ist zweite wichtige Wahl im kommenden Jahr. Die 
angekündigten Kandidaturen von Leuten wie Sven Giegold und 
Barbara Lochbihler, aber auch die von Reinhard Bütikofer klingen 
vielversprechend. Wie wollt Ihr es – gerade angesichts dieser pro-
filierten Personen – schaffen, bei den Wählern mehr Interesse für 
das ungeliebte Thema Europa herzustellen?

Künast: Eigentlich wissen die Leute, die uns unterstützten, die 
grün denken und grüne Politik sehen wollen, sehr genau, dass die 
Krisen, die wir haben –  Welternährungskrise, Klimakrise, Energie-
knappheit, Finanzkrise – sich gegenseitig bedingen und nicht inner-
halb nationaler Grenzen zu lösen sind. Dazu braucht man größere 
Zusammenhänge, dazu braucht man eine Europäische Union, dazu 
braucht man sogar eine bessere Nachbarschaftspolitik im Osten 
und im Süden, für gemeinsame Konzepte, zum Beispiel für eine 
europäische Energiepolitik, die die Erneuerbaren Energien fördert. 

»Wo in Deutschland etwas 
  Neues angefangen hat, was  
  auch Zukunft hat, da kam  
  das von den Grünen.«

Trittin: Bei der letzten Europawahl haben wir gut abgeschnitten. Ich 
bin optimistisch, dass das wieder gelingt, wenn wir deutlich machen, 
dass wir Europa stärken wollen. Wir stehen für eine Stärkung des 
europäischen Parlaments und wir streiten für europaweit verbind-
liche Grundrechte. Denn mehr Handlungsfähigkeit gibt es nur durch 
mehr Legitimation. Und wir kritisieren die zögerliche und unschlüs-
sige Politik der großen Koalition, was meiner Überzeugung nach zu 
einer großen Mobilisierung bei dieser Europawahl führen kann.

schrägstrich: Nach der Europawahl geht es nicht etwa in die Som-
merpause, sondern dann kommt der 30. August mit Wahlen in 
Sachsen, Thüringen und im Saarland. Wird das ein Tag mit vorent-
scheidender Wirkung für die Bundestagswahl? Und müssen sich 
die Spitzenkandidaten mehr als üblich in Sachsen und Thüringen 
engagieren?

Trittin: In all diesen drei Ländern ist es für die Grünen nicht  
einfach. In Sachsen und im Saarland sind wir knapp über	 »» 
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der Fünfprozenthürde gewesen, in Thüringen knapp drunter. Da 
heißt es, sich reinknien.

schrägstrich: Nun sind vier, die momentan im Scheinwerferlicht 
stehen, inklusive Cem Özdemir und Claudia Roth, Kinder der Bun-
desrepublik. Wie wehrt ihr euch gegen den Vorwurf, nicht ostkom-
petent zu sein? 

Trittin:  Schaut mal nach in Dresden oder Leipzig, da kann man  
gar nicht mehr sagen, wer war schon immer da und wer ist in den 
letzten 20 Jahren zugezogen. Ich glaube, dass das ius sanguinis 
»DDR« gerade in den Milieus, in denen Grüne sich aufhalten, nicht 
mehr so eine Rolle spielt. Wir decken das dumpfe Sodann-Milieu 
nicht ab.

»Im Osten und Westen  
  geht es am Ende um  
  den gleichen Inhalt.«

Künast: Hinzu kommt: Es gibt auch Bereiche, in denen wir ja ähn-
liche Konfliktlagen haben. Ob Wilhelmshaven oder Lubmin – es 
geht immer um Kohlekraftwerke. Es gibt in Ost und West Regi-
onen, die ein Problem mit Rechtsextremismus haben. Es gibt in Ost 
und West –  ich werfe mal einen Blick aufs Ruhrgebiet, Gelsenkir-
chen und Umgebung - massive Probleme am Arbeitsmarkt.

schrägstrich: Trotzdem haben wir es im Osten mit einer Volks-
partei zu tun, die die SPD immer öfter hinter sich lässt. Die SPD 
wiederum schließt aus, dass sie Juniorpartner in rot-roten Koa-
litionen sein wird. Wie positionieren sich die Grünen in diesem 

Spannungsfeld? Geht man den Osten strategisch heute noch 
anders an als den Westen des Landes?

Trittin: Es ist ja das Interessante, dass die Grünen im Osten wie 
im Westen die gleichen Inhalte vertreten. Wir treten ein für mehr 
Bürgerbeteiligung. Wir machen in Berlin ein Volksbegehren zur 
Rekommunalisierung der Wasserbetriebe – und werden vom Senat 
der LINKEN daran gehindert. Wir stimmen in Dresden gegen die 
Totalprivatisierung des gesamten kommunalen Wohnungsbe-
standes. DIE LINKE stimmt mehrheitlich dafür.

Das heißt, grade wenn man jetzt LINKE und GRÜNE vergleicht, 
haben wir eine ganz hohe Konsistenz. Wir streiten nicht in Bran-
denburg gegen die Braunkohle und im Saarland für die Steinkohle 
wie die LINKE, sondern sind auf der Seite derjenigen, die sagen, es 
muss auch ein Ende der Braunkohleverbrennung und -förderung 
geben. Wir tun das gleiche bei der Steinkohle im Saarland, wo die 
Grünen mit Hubert Ulrich, dem Landesvorsitzenden, an der Spitze 
das Kohlekraftwerk in Ensdorf verhindert haben.

Künast: Vielleicht ist manchmal das Feintuning unterschiedlich. 
Heißt: Wir haben das gleiche Thema, aber man kriegt im Westen 
der Republik mehr Leute allein für energiepolitische Ideen in den 
Saal, die im Osten kommen eher über die Frage neuer Jobs durch 
Erneuerbare Energie. Aber das sind Feinheiten. Am Ende geht es 
immer um den gleichen Inhalt.

schrägstrich: Klima, Gerechtigkeit, Freiheit, das sind noch keine 
Botschaften. Ist euch heute schon klar, wie sich das im kommen-
den Jahr am Infostand in drei möglichst knappe Botschaften 
übersetzen lässt?

Künast: Erstmal ist es doch schon gut, wenn wir loslegen mit drei 
grünen Fäden, die wir verfolgen. Drei Punkten, wo wir sagen: Das 
sind die Kernbereiche, die übrigens miteinander vernetzt sind. Beim 
Thema Klima und Energie ist doch eines klar: Wir wollen eine ganz 
andere Energiepolitik aufbauen. Wir bleiben beim Atomausstieg, 
wir wollen nicht durch neue Kohlekraftwerke die Veränderung ver-
bauen. Wir haben uns ehrgeizige Ziele gesetzt, am Ende muss eine 
Europäische Union für Erneuerbare Energien stehen. 

Wo wir den schottischen Wind Tag und Nacht nutzen können, wo 
der Norden Afrikas Entwicklungschancen kriegt durch Solar-Tech-
nologie, durch Kooperation mit uns. Und damit ergibt sich auch 
die Verbindung zum Thema Gerechtigkeit. Wir denken in Katego-
rien globaler Gerechtigkeit, wir wollen nicht auf Kosten anderer 
leben. Und wir sagen, dass bei uns neben der Existenzsicherung 
eine der zentralen Fragen die nach der Bildung ist. Da stehen 
einem die Haare zu Berge, wenn man sieht, wie viele Kinder heute 
keine Chancen haben. 

»Wir stehen mit unserem  
  Dreiklang ›Klima – Gerech-   
  tigkeit – Freiheit‹ gut da.«

Trittin: Ich finde, das Thema Gerechtigkeit und Freiheit ist eine 
originär grüne Botschaft. Die Union will heute auf »Mitte« setzen. 
Nur, was ist Mitte? Die Botschaft der FDP lautet: Markt. Immer 
noch und nur das. Was die Botschaft der SPD ist, weiß sie selber 
noch nicht. Ich kann es ihr sagen: Hauptsache SPD regiert mit, 
egal wofür! Ich denke, wir stehen mit unserem Dreiklang »Klima – 
Gerechtigkeit – Freiheit« gut da.

schrägstrich: Über die Inhalte hinaus – wie macht die grüne Spit-
ze nach Joschka Fischer Wahlkampf? Gibt es da Unterschiede, 
auch in der Darstellung? Was wird anders?

Trittin: Wir wollen Spitzenkandidaten nicht neben, nicht trotz, son-
dern mit der Partei sein.

Künast: Mit dieser Partei und zwar mit Begeisterung. Die wir mit 
92 Prozent ja auch zurückgespiegelt kriegen. Nehmen wir ruhig 
das Bild von der BDK. Wir haben uns auf der Bühne die Bälle zuge-
spielt und wir haben sie den Delegierten zugespielt. Das ist eigent-
lich die Grundanmutung.

schrägstrich: Die nächsten zehn Monate – wie fühlt sich das Vor-
her an, wie der Start vor einem Marathonlauf? 

Künast: Marathonlauf ist ein treffendes Bild: Man muss sich in 
einer Gruppe bewegen, um Rhythmus und Tempo zu haben, man 
muss gut vorbereitet sein und seine Energie gut einteilen, damit 
man kurz vorm Zieleinlauf auch noch Kraft zum Spurt hat. 

Trittin: Ich denke eher noch an den Rennsteiglauf, der ist ein biss-
chen länger …

Künast: … ach du meine Güte …

Trittin: … und beginnt mit einem fiesen Anstieg. Das ist jetzt die 
Hessenwahl. Das, worauf wir uns einstellen müssen, ist der letzte 
Anstieg – das ist die Zeit vom 30. August bis zum 27. September. 
Dann ist es auch wieder wärmer draußen, da macht das Laufen 
mehr Spaß.		  ø

wahljahr 2009 grüne aussichten wahljahr 2009 grüne aussichten
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wahljahr 2009 grüne aussichten wahljahr 2009 grüne aussichten

schrägstrich: Mit dem Goldenen Hirschen kommt 2009 die alte Kreativagentur 
zurück. Ist das eine Rückbesinnung auf alte Erfolgsrezepte? Wie kommt es dazu?

Steffi Lemke: Wir haben uns für die Hirschen entschieden, weil wir mit den Hir-
schen mehrere unserer größten Wahlerfolge erzielt haben, sowohl in Landtags-
wahlen als auch in Bundestags- und Europawahlen. Wir wollten eine Werbeagen-
tur, die Kreativität und strategische Kommunikationsfähigkeit vereint. Das gilt für 
die Hirschen unbestritten. 

schrägstrich: Kommunal-, Landtags-, Europawahl, Bundestagswahlen. 2009 wird 
das Superwahljahr schlechthin. Denkst du das Wahljahr zusammen? Oder sind es 
verschiedene Wahlkämpfe?

»Wir arbeiten an einem  
  Wahlkampf aus einem Guss.« 

Steffi Lemke: Ich denke es als ein Wahljahr. Wir arbeiten an einem Wahlkampf 
aus einem Guss. Das heißt nicht, dass die Aktivitäten alle gleich aussehen, aber 
sie müssen den gleichen Kampagnen-Schwerpunkten folgen, sie müssen auf allen 
Ebenen Antworten auf die drängenden Fragen der Menschen nach der Bewälti-
gung der Klimakrise, der Finanzmarktkrise, dem Bewahren der Bürgerrechte, der 
Bildungsmisere und der auseinander klaffenden sozialen Schere geben. Auf diese 
Fragen erwarten die Leute in der Kommune genauso wie im Land, im Bund und in 
Europa Antworten von uns.

schrägstrich: Das klingt nach wenig Freiheit für die Gliederungen der Partei. 

Steffi Lemke: Doch, natürlich! »Wahlkampf aus einem Guss« heißt nicht Einheits-
wahlkampf. Es geht darum, die gleichen politischen Ziele zu verfolgen, die aber 
auf der kommunalpolitischen Ebene anders formuliert werden, als  in Europa. Der 
Kontext ist ein anderer, aber die politischen Ziele sind die gleichen.

schrägstrich: Kann dann ein Kreisverband zur Wahl am 7. Juni 2009 ein Kommu-
nalwahl-Plakat hängen, das anders aussieht als das Plakat zur Europawahl?

Steffi Lemke: Unser Corporate Design mit dem neuen Logo ermöglicht es, 
dass ein Kommunalwahlplakat in Nordrhein-Westfalen anders aussieht als ein 
Landtagswahlplakat in Sachsen. Da gibt es einen Spielraum für Vielfalt. Wir 
haben eine gemeinsame Grundlinie und eine gemeinsame Mobilisierung für 
alle Wahlen. Das darf nicht auseinanderklaffen.Und gerade in Nordrhein-West-
falen oder Baden-Württemberg können sich die beiden Wahlkämpfe gegenseitig 
befruchten!

schrägstrich: 2002 und 2005 waren die Bundestagswahlkämpfe 
stark auf Joschka Fischer konzentriert. Er ist mit einigem Aufwand 
durch die Republik getourt, es gab diverse Großveranstaltungen – 
wird es auch eine Trittin- und Künast-Tour geben?

Steffi Lemke: Renate und Jürgen werden im Land unterwegs sein, 
Claudia und Cem auch. Aber sicher nicht im großen Reisebus wie 
damals Joschka. Der Wahlkampf hat sich seit 2005 insgesamt ver-
ändert. Es geht viel stärker um Dialog, das direkte Gespräch mit 
den Wählerinnen und Wählern. Wir planen andere Wahlkampffor-
mate als das bei Joschka der Fall gewesen ist. Die waren sehr indi-
viduell auf ihn zugeschnitten.

schrägstrich: Vor den vergangenen Wahlkämpfen habt ihr sowohl 
den Landesverbänden als auch den Kreisverbänden zu einem recht 
frühen Zeitpunkt die Plakatlinien gezeigt. Ist das im nächsten Jahr 
angesichts der Terminfülle überhaupt zu schaffen? 

Steffi Lemke: Unbedingt. Wir können ja die Wahlkampagne nicht 
allein aus Berlin heraus organisieren, Wahlkampf wird vor Ort 
gemacht. Und deshalb wollen wir natürlich für eine Wahlkampa-
gne vor Ort werben, mit den Mitgliedern über den Wahlkampf dis-
kutieren. Die Kampagne lebt von uns, unseren Mitgliedern. Mein 
Grundsatz ist: Nichts ist so überzeugend wie ein überzeugter Wahl-
kämpfer. Wir werden sowohl für die Europawahl als auch für die 
Bundestagswahl die Materialien und Wahlkampfformate im Früh-
jahr in jedem einzelnen Landesverband zeigen.

schrägstrich: Auch, um dort eventuell noch Anregungen aufneh-
men zu können?

Steffi Lemke: Auf jeden Fall. Dialogorientierter Wahlkampf fängt 
bei uns selber an. Wir machen keinen Top-down-Wahlkampf, son-
dern wir wollen echten Dialog und echte Beteiligung im Wahl-
kampf. Das ist ein anspruchsvolles Ziel. Aber anders ist 2009 bei 
den Grünen kein Wahlkampf zu machen.

schrägstrich: Was sind die drei wichtigsten organisatorischen 
Dinge, die die Partei im nächsten Jahr anders machen muss als 
2005?

»Nichts ist so überzeugend  
  wie ein überzeugter  
  Wahlkämpfer.«

Steffi Lemke: Mehr direkte Gespräche, Konzentration auf die letz-
ten zwei Wochen und Wahlkampf bis Schluss – also am Telefon 
und im Internet bis Sonntag 17.45 Uhr. Und: es geht um die Zweit-
stimme, die Zweitstimme und noch mal die Zweitstimme. Außer 
natürlich in Kreuzberg.

schrägstrich: Bei jedem Wahlkampf in den vergangenen sieben 
Jahren wurde gesagt: Das ist jetzt der erste wirkliche Internetwahl-
kampf.

Steffi Lemke: Das sagen wir 2009 auch …

schrägstrich: Im Unterschied zu 2005 konnten für den Inter-
netwahlkampf schon im Vorfeld wichtige strukturelle Vorausset-
zungen geschaffen werden. Erleben wir nun zum ersten Mal, was 
es heißt, wenn Grüne im Internet nur kreativ sein müssen und 
keine technischen Voraussetzungen mehr zu schaffen haben?

Steffi Lemke: Wir haben in den vergangenen drei Jahren kontinu-
ierlich daran gearbeitet, strukturelle Defizite in Sachen Internet-
kommunikation zu beseitigen. Sei es die zentrale Adressverwal-
tung, sei es das Grüne CMS oder der Aufbau des Mitgliedernetzes. 
Zeitgleich zu diesen Strukturmaßnahmen hat sich das Internet aber 
von der einfachen Website, die ja nichts anderes war als eine vir-
tuelle Litfaßsäule, rasant entwickelt zu einem echten Dialoginstru-
ment. Deshalb wird es eine neue Qualität geben im Internetwahl-
kampf, die auch in eine neue Quantität umschlagen wird.

schrägstrich: Mitgliederverwaltung und Mitgliedernetz – kannst 
du konkret sagen, warum die Partei damit jetzt besser aufgestellt 
ist?

»Wir werden die Kommuni- 
  kation viel, viel intensiver 
  gestalten können.«

Steffi Lemke: Es ist ein ungeheurer organisatorischer Entwicklungs-
schritt für die Partei, dass wir jetzt das erste Mal in einem Wahl-
kampf alle Mitglieder per E-Mail schnell mit Informationen versor-
gen können. Das ging 2005 im Bundestagswahlkampf nicht. Die 
Adressdaten sind durch die zentrale Mitgliederverwaltung SHERPA 
viel aktueller. Allerdings fehlen uns immer noch von viel zu vielen 
die Mailadressen, um allen schnell die wichtigen Wahlkampfinfos 
zu schicken. 

Wir werden aber die Kommunikation viel, viel intensiver gestal-
ten können. Es ist zugleich ein Anspruch an uns, dafür zu sorgen, 
dass unsere Mitglieder nicht mit Informationen überschwemmt 
werden, sie aber die wirklich wichtigen Informationen erhalten. 
Mit dem Mitglieder- und Unterstützernetz, das im Frühjahr star-
tet, gehen wir weit über das bisherige Extranet hinaus. Dort hat 
immer nur der Bundesverband Informationen für die Mitglieder 
zur Verfügung gestellt. In Zukunft werden auch Mitglieder für 
Mitglieder Informationen zur Verfügung stellen können. Davon 
erwarte ich mir mehr Beteiligung und mehr Mobilisierung für den 
Wahlkampf. 

schrägstrich: Wird der Wahlkampf räumlich aus der Bundesge-
schäftsstelle geführt oder gibt es ein Kampagnen-Büro? 

Steffi Lemke: Wir haben eine kleine Wahlkampfzentrale gleich 
gegenüber der Bundesgeschäftsstelle. Einfach, weil hier nicht 
genug Platz ist. Wir haben uns damit nur räumlich erweitert, aber 
nicht strukturell verändert. Ich halte ein »Kampa-Modell« – also 
außerhalb der Parteizentrale den Wahlkampf zu führen, für grund-
falsch.

Das Gespräch führte Norbert Schmedt.

»Dialogorientierter Wahlkampf  
fängt bei den eigenen Mitgliedern an«
Superwahljahr 2009: schrägstrich sprach mit Wahlkampfleiterin Steffi Lemke über die organisatorischen  
Anforderungen und die Unterschiede zu vergangenen Wahlkämpfen.

Steffi Lemke, Politische Bundesgeschäftsführerin 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Wahl-
kampfleiterin.
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Bei der größten Anti-Atom-Demonstration seit über 30 Jahren 
haben rund 16.000 Menschen friedlich, bunt und phantasievoll 
vor dem Atommülllager in Gorleben protestiert. Darunter sehr viele 
junge Menschen und viele von außerhalb der Region – sowie 4.000 
Grüne. Sie kamen in über 40 Bussen aus der ganzen Bundesrepu-
blik. Fast der gesamte Bundesvorstand, der auch zur Teilnahme 
aufgerufen hatte, und die Spitze der Bundestagsfraktion waren 
anwesend. Mit Sitzblockaden, der Besetzung von Bahngleisen und 
Traktoren als Straßensperre verzögerten die Demonstranten den 
elften Atommülltransport so sehr, dass er das Zwischenlager in 
Gorleben mit fast einem Tag Verspätung erreichte.

»Das einzige, was hier im  
  Zwischenlager Gorleben  
  sicher ist, ist das Risiko.«

Die Grünen-Bundesvorsitzende Claudia Roth, die sich auch an Sitz-
blockaden beteiligte, bezeichnete den breiten gesellschaftlichen 
Protest als »ein deutliches Signal an die Bundesregierung, dass es 
darum geht, am Atomausstieg festzuhalten.« Ein Endlager werde 
es in Gorleben nicht geben, sagte sie und fügte hinzu: »Das einzige, 
was hier im Zwischenlager Gorleben sicher ist, ist das Risiko.« 

Den Grund für den erstarkten Protest machte Renate Künast in 
der Politik der großen Energiekonzerne aus: E.ON, Vattenfall, EnBW 
und RWE hätten zum »Angriff auf das Ausstiegsgesetz geblasen«, 
erklärte die Vorsitzende der Grünen-Bundestagsfraktion. Und Cem 
Özdemir, zu diesem Zeitpunkt noch zukünftiger Bundesvorsitzender, 

verwies vor Ort darauf, dass den nächsten Generationen keine Pro-
bleme hinterlassen werden dürften. Seit den siebziger Jahren wer-
den im Salzstock von Gorleben 890 Meter unter der Erde riesige 
Hallen gebaut, in denen der Atommüll gelagert werden soll. Bisher 
aber stehen alle 80 Castorbehälter mit hochradioaktivem Atom-
müll, die seit 1995 hier lagern, im oberirdischen Zwischenlager. 

Der Skandal um das Forschungsbergwerk zur Einlagerung von Atom-
müll in Asse bei Wolfenbüttel (östliches Niedersachsen) hat das 
Problem der Endlagerung erneut offenbart: Im Salzbergwerk Asse 
landete zwischen 1967 bis 1978 fast der gesamte bundesdeutsche 
Atommüll, nun dümpelt die radioaktive Lauge in der Tiefe. Asse war 
der Prototyp für das geplante Endlager in Gorleben und sollte Sicher-
heit über Jahrtausende gewähren – in Asse dauerte die Ewigkeit nur  
40 Jahre.

Bau- und Erkundungsstopp

Vor dem Hintergrund des absaufenden Bergwerks Asse fordern die 
Grünen deshalb einen unbefristeten Bau- und Erkundungsstopp für 
den Salzstock Gorleben. Da fraglich ist, ob die Lagerung von Atom-
müll in Salz überhaupt verantwortbar ist, verlangen die Grünen 
eine bundesweite ergebnisoffene Suche nach alternativen Lager-
orten. Die erfolglose, von Pannen begleitete Suche nach einer 
sicheren Endlagerlösung lässt zudem nur eine Konsequenz für die 
Atomenergie zu: Kein Ausstieg aus dem Ausstieg; keine Laufzeit-
verlängerungen für Atomkraftwerke.		  ø

Weitere Informationen: www.gruene.de/gorleben

Gorleben: Erstarkter Anti-Atom-Protest
Aufhalten konnten sie ihn nicht, den Castor-Transport aus dem französischen La Hague ins Wendland.  
Aber sie haben ein beachtliches Comeback gefeiert: Am Wochenende vom 8. bis 10. November erfuhr die  
Anti-Atom-Bewegung in Gorleben ihre Wiederauferstehung.

Von Lisa Pegelow

In Gorleben beteiligten sich die Grünen an der Demonstration für einen Atomausstieg und an Sitzblockaden.



seite	 26

Europagruppe DIE GRÜNEN

 

europagruppe DIE GRÜNEN
klima keine kohle, kein atom

Fo
to

: w
w

w
.h

am
bu

rg
.d

e

Für Anja Hajduk, grüne Umweltsenatorin in Hamburg, war es eine 
bittere Entscheidung. Sie musste Ende September aufgrund recht-
licher Zwänge den Bau des Kohlekraftwerks in Moorburg genehmi-
gen. Die Gesetzeslage ist absurd: Klimaschutz – also der CO2-Aus-
stoß – und Ressourceneffizienz spielen bei einer Kraftwerks-Geneh-
migung keine Rolle. Die Hamburger Behörde für Stadtentwicklung 
und Umwelt (BSU) musste sich bei der Prüfung auf die Gewäs-
serverträglichkeit beschränken und konnte sich vor dem Hambur-
gischen Oberverwaltungsgericht mit ihrer Auffassung, dass Moor-
burg gegen Naturschutz- und Wasserrecht verstoße, nicht durchset-
zen. Die Genehmigung ist jedoch mit strengen Umweltauflagen 
verbunden, die zur Folge haben, dass Moorburg voraussichtlich 
an 250 Tagen im Jahr nur mit gedrosselter Leistung laufen kann. 
Hamburg wird außerdem einen eigenen Energieversorger gründen, 
der atom- und kohlefreien Strom anbieten soll.

Die Genehmigung von Moorburg war eine juristische Frage. Sie 
stellt die grünen energie- und klimapolitischen Ziele und Konzepte 
nicht in Frage. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN unterstützen weiterhin 
den Widerstand gegen neue Kohlekraftwerke und halten daran 
fest, dass keine weiteren Kohlekraftwerke gebaut werden dürfen, 
bis die CCS-Technik komplett zur Verfügung steht. Die Moorburg-
Entscheidung zeigt aber, dass vorab genehmigte und in Bau 
befindliche Kohlekraftwerke auf juristischem Wege derzeit kaum 
verhindert werden können. Deshalb fordert der BDK-Beschluss »Kli-
maschutz geht nur mit Kohlemoratorium« eine Reform des Geneh-
migungsrechtes – als Hebel, um ein Moratorium umzusetzen. 

Für neue Kraftwerke wollen die Grünen deshalb im Genehmigungs-
recht einen elektrischen Mindestwirkungsgrad von 58 Prozent für die 
Stromerzeugung festlegen. »Das stellt sicher, dass nur noch moderne 
Gas- und Dampf-Kraftwerke mit einem CO2-Ausstoß von etwa 365 
Gramm je Kilowattstunde Strom gebaut werden können«, so Bärbel 
Höhn, stellv. Vorsitzende der grünen Bundestagsfraktion. Denn Braun- 
und Steinkohlekraftwerke mit einem doppelt bis dreimal so hohen 
CO2-Ausstoß und einem max. Wirkungsgrad von 46 Prozent wären 
dann nicht mehr genehmigungsfähig. Zwar würden bestehende Kraft-
werke auch in zehn Jahren noch Strom aus Kohle produzieren, sagt 
Höhn: »Was es aber zu verhindern gilt, ist eine langfristige Festlegung 
auf die Kohle durch den Zubau neuer Kraftwerkskapazitäten.«

Eine andere Möglichkeit, um künftig Kohlekraftwerke verhin-
dern zu können, wäre das Raumordnungsrecht. Das zeigt ein juri-
stisches Gutachten im Auftrag der Deutschen Umwelthilfe (DUH). 
Demnach können die Bundesländer über das jeweilige Raumord-
nungsrecht vorschreiben, dass in erheblich mit Luftschadstoffen  
belasteten Gebieten fossile Kraftwerke nur mit dem emissionsär-
meren Brennstoff Gas betrieben werden dürfen. Denn, so Rainer 
Baake, Bundesgeschäftsführer der DUH: »Moorburg darf sich nicht 
wiederholen.«	 	 ø

Klimaschutz ins Genehmigungsrecht
Das Kohlekraftwerk Hamburg-Moorburg musste aus juristischen Gründen genehmigt werden. 
Mit einer Reform des Genehmigungsrechts könnte künftig ein Kohlemoratorium umgesetzt werden.

Von Marion Blitz

Es war ihre bisher schwierigste 
politische Situation, sagt Anja 
Hajduk: Nur wenige Monate 
nach ihrer Amtseinführung 
als Senatorin für Stadtent-
wicklung und Umwelt in Ham-
burg musste sie gegen ihre 
Überzeugung das Kohlekraft-
werk Moorburg genehmigen 
– und eingestehen, dass die 
GAL eines ihrer wichtigsten 
Ziele nicht erreicht hat. Vor 
allem die Diskussion darüber sei hart gewesen, erzählt Hajduk: 
»Während meine Behörde wasser- und naturschutzrechtlich ent-
scheiden musste, wird in der Öffentlichkeit dagegen fast immer 
klimapolitisch argumentiert. Das ist schon paradox. Und wir 
hatten im Wahlkampf große Hoffnungen geweckt, weil uns die 
Sache politisch so wichtig war.« 

Die grüne Position fußte damals auf Aussagen angesehener 
Umweltjuristen – das Oberverwaltungsgericht sah das anders. 
»Wir haben mit unserer politischen Festlegung etwas riskiert, das 
stimmt«, so die Grünen-Politikerin rückblickend: »Aber wir haben 
auch die Chancen gesehen, und man kann nicht immer hundert-
prozentig sicher gehen.« Sie ist überzeugt, dass die Leute das ver-
stehen »und es gar nicht so gut finden, wenn Parteien am Ende 
überhaupt nicht mehr sagen, in welche Richtung sie wollen.«

Die studierte Psychologin Hajduk ist 1995 den Grünen beigetre-
ten. Zwei Jahre später wurde sie in die Hamburger Bürgerschaft 
gewählt und parlamentarische Geschäftsführerin der GAL im 
ersten rot-grünen Senat (1997–2001). 2002 wurde Anja Haj-
duk GAL-Landesvorsitzende und zog auch in den Bundestag ein. 
Ihr Bundestagsmandat legte die 45-Jährige 2008 nieder, als sie 
Umweltsenatorin in Hamburg wurde.

Als sie ihre Niederlage im Kampf gegen Moorburg einräumen 
musste, erlag Anja Hajduk nicht dem Reflex, die Dinge schön 
zu reden. »Die Menschen nehmen es einem zu Recht übel, wenn 
man ihnen einen Rückschlag als Sieg verkaufen will. Die Glaub-
würdigkeit zu behalten, war mir sehr wichtig«, sagt sie. Genauso 
wie die eigene Partei mitzunehmen: »Wir haben in Versamm-
lungen diskutiert, wo jeder sich beteiligen konnte.« Die Ham-
burger Grünen haben das honoriert. Auf einer Mitgliederver-
sammlung sprachen sich fast 90 Prozent für eine Fortsetzung 
der schwarz-grünen Koalition aus – trotz Moorburg. (mb)

Krisenmanagement in stürmischen Zeiten

n Angelika Beer
Iran-Delegation zum zweiten Mal in Brüssel: 

Im Rahmen des Dialoges des Europäischen 

Parlamentes mit dem Majilis (iranisches 

Parlament) begrüßte Angelika Beer als Vor-

sitzende der Iran-Delegation kürzlich eine 

Gruppe iranischer Parlamentarier. Beide 

Seiten sprachen sich für eine Verbesserung 

der Beziehungen zwischen der EU und Iran 

aus, wozu unter anderem eine Botschaft 

der EU in Teheran beitragen soll. Weitere 

Themen waren Menschenrechte, nukleare 

Abrüstung, Sicherheits- und Energiepolitik. 

Zudem wurde die Hoffnung verbesserter 

Beziehungen zwischen Iran und USA mit 

Barack Obama als Präsidenten geäußert.

Mehr: www.angelika-beer.de

n Hiltrud Breyer
Endlich berücksichtigt die EU-Kommission 

im Vorschlag zur Überarbeitung der EU-

Tierversuchsregeln tierversuchsfreie Alter-

nativen. Das ist ein deutlicher Schritt hin 

zum Ausstieg aus Tierversuchen. Allerdings 

gibt es einen Wermutstropfen: Das beab-

sichtigte klare Verbot von Versuchen an 

Menschenaffen wurde aufgeweicht. +++ 

Zum ersten Mal hat eine Studie den Zusam-

menhang zwischen der Chemikalie Bisphe-

nol A und dem Risiko von Herz-Kreislauf

erkrankungen und Diabetes nachgewiesen. 

Die EU-Kommissarin Vassiliou sollte diese 

Warnung ernst nehmen und ein Verwen-

dungsverbot in Babyflaschen und Kinder-

produkten prüfen.

Mehr: www.hiltrud-breyer.eu

n Daniel Cohn-Bendit
Auf dem Sondergipfel im Oktober fanden 

die Staats- und Regierungschefs der EU 

außergewöhnlich schnell zu einer Einigung 

in der Finanzmarktkrise und schnürten ein-

umfangreiches finanzielles 	 »»

Angelika Beer

»Dieser Antiislamisierungskongress soll in 
die Geschichte eingehen als der Tag, an dem 
europäische Patrioten aufstanden, um der 
islamischen Erstürmung unserer Vaterländer 
endlich Einhalt zu gebieten«, schreibt der 
Bundestagsabgeordnete Henry Nitsche in 
seinem Aufruf zum Anti-Islamisierungskon-
gress in Köln. Trotz des breiten Protestes war 
der Kongress ein eindeutiges Signal der Rech-
ten, dass sie europaweit agieren wollen. Die 
führenden Köpfe der rechten Parteien FPÖ, 
Vlaams Belang und der Pro-Bewegungen 
kündigten eine noch engere Vernetzung der 
rechtspopulistischen Parteien in Europa an.

Die Europäische Rechte forciert die Bemü-
hungen, in der kommenden Legislatur
periode eine eigene Fraktion im Europä-

ischen Parlament zu stellen. Seit die Frak-
tion »Identität, Tradition, Souveränität« im 
November 2007 am eigenen Rassismus zer-
brochen ist, entgehen den Nazis in Nadel-
streifen die finanziellen Zuwendungen und 
die mediale Aufmerksamkeit, die Frakti-
onen erhalten. Der nächste Kongress der 
Verbündeten aus Frankreich, Belgien, Ita-
lien und Österreich wurde bereits angemel-
det. Die europäischen Rechtsextremisten 
wollen die Formierung einer europäischen 
Partei vorantreiben, die durch Rassismus 
und menschenverachtende Ideologien eine 
inhaltliche Grundlage hat. 

Es gibt noch weitere Anzeichen für die 
»Internationale der Nationalen« – eine Platt-
form der Rechten für die bevorstehende 
Europawahl: Die FPÖ möchte in Köln ein 
Wahlkampfbüro eröffnen, die italienische 
Forza Nuova plant eine gemeinsame Wahl-
kampagne mit der FPÖ und die »European 
National Front« von NPD und den rech-
ten Parteien aus Rumänien, Griechenland, 
Frankreich und Litauen trafen sich Anfang 
Februar, um die »Rolle der Patriotischen 
Kräfte« in Europa zu koordinieren. 

Die europäischen Rechten sind durch 
die neuen Medien hervorragend vernetzt 
und tauschen untereinander Kampagnen, 
Ideen und Kleidungscodes aus. So ist der 
»nationale schwarze Block« keine deutsche 
Einzelerscheinung. Dieser Entwicklung 

müssen wir uns geschlossen 
und grenzüberschreitend ent-
gegenstellen. Wir Grünen 
sind gefordert, eine Plattform 
gegen Rechtsextremismus in 
Europa zu gründen, in der 
wir über die Grenzen hinweg 
auf allen politischen Ebenen 

gegen Rechtsextremismus mobilisieren. 
Die demokratischen Kräfte müssen laut 
und deutlich sagen: Keine Stimme den 
Rechtsextremisten bei der Europawahl am 
6. Juni 2009!	 ø

Die Dokumentation zur Konferenz »Rechts-
extremismus in Europa« kann gegen Erstat-
tung der Portokosten angefordert werden 
unter: angelika.beer@europarl.europa.eu

Angelika Beer ist Koordinatorin 
des Ausschusses für auswärtige 
Angelegenheiten

Rechtsextremismus  
in Europa – wir stellen  
uns quer!
Die rechten Parteien wollen einen Platz im Europaparlament – und 
kooperieren dafür auch jenseits ihrer nationalen Gesinnungsgrenzen.

»Die Rechte verstärkt 
ihre europaweite  
Vernetzung.«
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n Daniel Cohn-Bendit (Fortsetzung)
Rettungspaket. Genauso viel Entschlos-

senheit gilt es nun in die Ankurbelung der 

Wirtschaft zu stecken. Daniel Cohn-Bendit 

plädiert deswegen für einen Grünen »New 

Deal« – eine europäische Investitionsoffen-

sive, die Konjunktur, Arbeit und Kaufkraft 

stimuliert und die Grundlagen für die Errei-

chung der Ziele zur Energieeffizienz und zur 

Reduktion der CO2-Emissionen legt. 

Mehr: www.cohn-bendit.de 

n Rebecca Harms
Internationales Endlagersymposium vom 

30. Oktober bis 1. November 2008 in Ber-

lin: Angesichts der Endlagersuchverfahren 

der Nachbarländer und der Erfahrungen 

mit der Asse sprachen sich viele Sympo-

sium-Teilnehmer für ein neues Auswahl-

verfahren aus. Entscheidungen der 60er 

und 70er Jahre bieten heute keine ausrei-

chende Grundlage mehr. +++ Wie wichtig 

eine ergebnisoffene und vergleichende 

Endlager-Suche auch für die Zustimmung 

der Bürger ist, zeigte die seit langem größte 

Anti-AKW-Demo gegen den 11. Castortrans-

port nach Gorleben: Sie belegt den konti-

nuierlichen Widerstand gegen die Nutzung 

der Atomkraft und den unverantwortlichen 

Umgang mit dem strahlenden Atommüll.

Mehr: www.rebecca-harms.de

n Milan Horácek
Am 5. November 2008 hat die EU Kommis-

sion den Fortschrittsbericht für Kroatien 

veröffentlicht. Die Kopenhagener Kriterien 

sind bisher nur teilweise erfüllt. Besonders 

kritisiert wird die zunehmende Gewaltan-

wendung durch die Polizei, die eine unan-

gemessene Reaktion auf die steigende Kri-

minalität darstellt. Das Ziel eines Beitritts 

2010 ist ehrgeizig, aber machbar. Zusagen 

für einen bestimmten Zeitplan sind jedoch 

unverantwortlich. Die Verhandlungen sind 

erst abzuschließen, wenn alle Kriterien 

erfüllt sind. Ein Blankoscheck darf nicht 

ausgestellt werden, denn ein späterer Bei-

tritt ist kein Beinbruch. 

Mehr: www.milan-horacek.de

n Gisela Kallenbach
Die EU-Kommission hat das Grünbuch zum 

»Territorialen Zusammenhalt« vorgelegt, das 

die harmonische Entwicklung aller Gebiete 

der EU sicherstellen und den BürgerInnen 

die optimale Nutzung ihrer jeweiligen 

regionalen Möglichkeiten ermöglichen soll. 

Als zuständige Berichterstatterin im Regio-

nalausschuss kritisierte Gisela Kallenbach, 

dass das Dokument weit hinter 	 »»

n Gisela Kallenbach (Fortsetzung)
den Erwartungen zurückbleibt: So wurde 

trotz mehrfacher Aufforderung des Parla-

ments kein Versuch unternommen, territo-

rialen Zusammenhalt zu definieren und die 

Ziele der territorialen Entwicklung in der 

EU zu konkretisieren. 

Mehr: www.gisela-kallenbach.de

n Heide Rühle
Im November wurde die Neufassung der 

Spielzeugrichtlinie im Binnenmarktaus-

schuss des Europäischen Parlaments ver-

handelt. Allergieauslösende Duftstoffe und 

giftige Metalle sind künftig verboten. Auf 

Druck der GRÜNEN gibt es erstmals Lärm-

grenzwerte für Spielzeuge. Die GRÜNEN 

setzen sich weiterhin für eine unabhängige 

Drittzertifizierung ein. +++ Die Gleichstel-

lung der Geschlechter ist ein Grundprinzip 

des EU-Rechts, für deren Durchsetzung die 

EU Geld zur Verfügung stellt. Eine Über-

sicht über EU-Förderprogramme für Frauen 

kann unter info@heide-ruehle.de bestellt 

werden. 

Mehr: www.heide-ruehle.de

n Cem Özdemir
In ihrem Fortschrittsbericht 2008 für die 

Türkei stellt die EU-Kommission deren stra-

tegische Bedeutung in den Vordergrund. 

Durch ihre außenpolitischen Anstrengun-

gen in der Nahost- und Kaukasuspolitik 

hat die Türkei bewiesen, dass sie ein unver-

zichtbarer Partner ist. Innenpolitisch gehen 

die Reformen jedoch nur langsam bis gar 

nicht voran: Die Rechte der religiösen 

und ethnischen Minderheiten sowie die 

Meinungsfreiheit sind immer noch einge-

schränkt. Eine klare EU-Beitrittsperspektive 

würde Demokratie und Zivilgesellschaft in 

der Türkei stärken. 

Mehr: www.cem-ozdemir.de	 »»

EU-ropa und die Kommunen
Der Einfluss der EU auf die Kommunen muss ein Schwerpunktthema im 
Europawahlkampf sein.

Heide Rühle

Das Jahr 2009 ist ein »Mammutwahljahr« 
– neben Landtags- und Bundestagswahlen 
finden in zahlreichen Bundesländern zeit-
gleich Kommunal- und Europawahlen statt. 
Die Gefahr ist groß, dass die Europawahl im 
Wahlkampf den Kürzeren zieht. Dies wäre 
gerade für die Grünen ein großer Fehler: 
Europapolitik wird auch für Kommunalpo-
litiker immer wichtiger.

Europa scheint zwar weit von den Bürge
rinnen und Bürgern entfernt, doch mit 
der Vollendung des Binnenmarktes spielt 

die Europäische Union im Alltagsleben 
eine immer größere Rolle: Es gibt in ganz 
Deutschland keine Stadt- oder Gemeinde-
ratssitzung mehr, bei der nicht mindestens 
ein Tagesordnungspunkt behandelt wird, 
der durch die EU beeinflusst ist. Mehr als 
zwei Drittel aller kommunalrelevanten Vor-
schriften haben ihren Ursprung in der EU. 

Davon haben Grüne Gemeinderäte durch-
aus Vorteile:
–	 wenn es, wie etwa im Europäischen 
Umweltrecht, um Fragen wie die Wasser-
rahmen-Richtlinie, die Feinstaub- oder die 
Umgebungslärm-Richtline geht,
–	 wenn mit Hilfe von Beschwerdeverfahren 
bei der EU Planungen, die Umweltbelange 

nicht oder nur unzureichend berücksichti-
gen, gestoppt werden können,
–	 wenn mit Geldern des Europäischen Sozi-
alfonds (ESF) Projekte angestoßen werden 
können, die sonst nicht finanziert worden 
wären
–	 oder auch bei allen Fragen zur Gleich-
stellungspolitik (Gender Mainstreaming) in 
den Gemeinden.

Es gibt aber auch eine Kehrseite: die Ein
engung kommunaler Handlungsspielräume. 
Vor allem bei den so genannten Diensten 
der Daseinsvorsorge, vom Wasser über die 
Krankenversorgung bis zu den Sparkassen, 

mischt Europa immer stärker 
mit und vergrößert die Rechts-
unsicherheit in den Kommu-
nen. Die Europäische Union 
kennt nicht ein dem Artikel 28 
des deutschen Grundgesetzes 
analoges Gebot der Achtung 
der kommunalen Selbstverwal-
tung. Bei Gründung der Euro-

päischen Union waren die Vorstellungen 
über die Rolle des Staates und seine interne 
Organisation zu kontrovers. 

Der Reformvertrag von Lissabon hätte diese 
Lücke behoben und erstmals in den Euro-
päischen Verträgen das kommunale Selbst-
verwaltungsrecht verankert. Doch dieser 
Vertrag liegt nach dem gescheiterten Refe-
rendum in Irland auf Eis. Umso wichtiger ist 
es, im anstehenden Kommunal- und Euro-
pawahlkampf die Rolle der Kommunen in 
Europa auf die Tagesordnung zu setzen. 	 ø

Heide Rühle ist Koordinatorin des 
Ausschusses für Binnenmarkt und 
Verbraucherschutz

»Die Rolle der  
Kommunen in der  
EU muss gestärkt 
werden.«

Hiltrud Breyer 

Die aktuellen Zahlen beweisen: 49 Prozent 
des Obstes, Gemüses und Getreides in der 
EU enthalten einen Pestizidcocktail. Lebens-
mittel in Europa sind mit sagenhaften 354 
verschiedenen Pestiziden belastet. Am häu-
figsten nachgewiesen werden krebserre-
gende, erbgutverändernde oder hormonell 

schädliche Wirkstoffe. Spitzenreiter sind 
Weintrauben mit 71 Prozent gefolgt von 
Bananen und Paprikas. Der Verzehr von nur 
vier pestizidbelasteten Weintrauben führt 
bei Kleinkindern zu akuten Gesundheitsge-
fahren.

Diese erschreckenden Befunde machen 
deutlich, dass die EU beim Schutz vor 
gefährlichen Pestiziden bislang versagt hat. 
Als Berichterstatterin des EP-Ausschusses 
für Umweltschutz, Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit habe ich eine Mehrheit 
hinter mich gebracht, um in der neuen EU-
Pestizidzulassungsverordnung die Weichen 
zu stellen für mehr Umwelt- und Gesund-
heitsschutz. Doch die neuen EU-Regeln stär-
ken auch die Innovationsfähigkeit und den 
Wettbewerb der europäischen Wirtschaft – 
eine win-win Situation für alle.

Erstmalig werden in Zukunft hochtoxische 
Pestizide verboten sein. Weltweit einzigartig 
wird es eine schwarze Liste geben für krebser-

regende, erbgutverändernde, fortpflanzungs-
schädigende und hormonell wirksame Pesti-
zide. Meilenstein ist, dass der EP-Umweltaus-
schuss auch immuno- oder neurotoxischen 
Pestiziden keine Zulassung mehr erteilen und 
den Wasserschutz stärken will. Dank Grüner 
Durchsetzungsstärke sorgt die verpflichtende 
Substitution problematischer Pestizide durch 
sichere Alternativen für mehr Innovation in 

der Chemieindustrie. Gegen 
den Widerstand der EU-Agrar-
minister dürfen in Zukunft 
Pestizide nur dann zugelassen 
werden, wenn sie keine akuten 
oder chronischen Schäden bei 
Bienen hervorrufen – ein kleiner 
Schritt für die Pestizidindustrie, 

aber ein Durchbruch für den Bienenschutz. 
Bienen spielen in Europa bei der Produktion 
von über 80 Millionen Tonnen Lebensmittel 
die entscheidende Rolle. Die Einführung eines 
elektronischen Feldpasses für den Groß- und 
Einzelhandel bringt sichere Produkte für die 
VerbraucherInnen und ermöglicht gezielte 
Rückholaktionen.

In der Europäischen Union werden im Jahr 
rund 300.000 Tonnen Pestizide ausge-
bracht. Dies entspricht einem Viertel der 
weltweit verwendeten Pestizide, bei nur 4 
Prozent Ackerfläche. Der starke Lobbydruck 
der Industrie verhinderte bislang konkrete 
Verbesserungen beim Pestizidschutz. Nun 
folgen erstmals Taten: mit der neuen Zulas-
sungsverordnung haben wir den überfäl-
ligen Richtungswechsel in der EU-Pestizid-
politik eingeleitet.	 ø

Hiltrud Breyer ist Mitglied im Ausschuss
für Umweltfragen, Volksgesundheit 
und Lebensmittelsicherheit

Neue EU-Pestizidpolitik 
setzt Meilensteine
Gefährliche Pestizide sind die Lebensmittelsorge Nr. 1 der europäischen 
VerbraucherInnen. 

»Die neue EU- 
Pestizidzulassung  
schafft eine win-win-
Situation für alle!«
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n Frithjof Schmidt
Der endlich vorgelegte Gesetzesentwurf 

der EU-Kommission zur Bekämpfung von 

illegal geschlagenem Holz ist eine Enttäu-

schung. Etwa 20 Prozent des Holzes in der 

EU stammt aus illegalen Quellen. Uralte 

Regenwälder, die große Mengen CO2 spei-

chern, unbezahlbare ökologische Leistun-

gen bereitstellen, eine Großzahl der Tier- 

und Pflanzenarten beherbergen und die 

Lebensgrundlage von Millionen Menschen 

in Entwicklungsländern darstellen, wer-

den unwiderruflich zerstört. Für eine deut-

liche Verbesserung des Entwurfs setzt sich 

Frithjof Schmidt in seiner Stellungnahme 

für den Entwicklungsausschuss ein. 

Mehr: www.frithjof-schmidt.de

n Elisabeth Schroedter
Seit Jahren warten die Klinikärzte und 

andere ArbeitnehmerInnen in Bereit-

schaftsdiensten darauf, dass die Lücken in 

der europäischen Arbeitszeitgesetzgebung 

endlich geschlossen werden. Der Beschäfti-

gungsausschuss des EP empfiehlt nun auch 

für die 2. Lesung, die europäische Mindest-

norm von durchschnittlich 48 Wochen-

arbeitsstunden nicht aufzuweichen und 

stellt sich damit gegen die Position der 

Kommission. Das ist auch eine Kampfan-

sage an die nationalen Arbeitsminister 

wie Olaf Scholz (SPD), die im Rat weiter an 

gesundheitsschädlichen Arbeitszeiten fest-

halten wollen. 

Mehr: www.elisabeth-schroedter.de

n Helga Trüpel
Die aktuelle Diskussion der Europäischen 

Kommission über eine grundlegende 

Reform des EU-Haushaltes bietet die große 

Chance, diesen zukunftsfähiger zu gestal-

ten. Wichtige Bereiche sind die grüne 

Umgestaltung der europäischen Landwirt-

schaft, die Förderung der innereuropä

ischen Mobilität (Ausweitung des Erasmus-

Programms) sowie die Aufstockung der 

europäischen Außenpolitik (unter anderem 

bei der Krisenprävention). Um die Wettbe-

werbsfähigkeit zu sichern und die europä

ischen Klimaziele zu erreichen, muss die EU 

die Ausgaben im Bereich Forschung und 

Entwicklung massiv aufstocken. Den Bür-

gerInnen sollten dabei keine zusätzlichen 

Steuern aufgebürdet werden.

Mehr: www.helgatruepel.de

Verantwortlich Europaseiten: Daniela Ortlauf

Kurzer Prozess für die 
Demokratie
Immer häufiger macht die EU ihre Gesetze im Schnelldurchgang –  
zum Schaden der Transparenz und Demokratie

Grüne für Europa
Auf der Bundesdelegiertenkonferenz vom 23. bis 26. Januar in Dortmund wird die grüne Europawahlliste  
aufgestellt. Im schrägstrich stellen sich die Bewerberinnen und Bewerber vor.

Korbinian Frenzel

Pragmatisch, effizient und schnell: Auf den 
ersten Blick müsste man zufrieden sein mit 
der EU und ihrem Ehrgeiz in der Gesetzge-
bung. Statt sich dem ewigen Streit der Par-
teien und Institutionen hinzugeben, ist man 
sich offenbar immer schneller und häufiger 
einig. Zwei Drittel aller Gesetzgebungs-

verfahren wurden seit der Europawahl  
zwischen EU-Parlament und Mitglieds-
staaten in 1. Lesung abgeschlossen. Im 
Vergleich zur letzten Wahlperiode zeugt 
das von Freude am frühen Kompromiss: 
Zwischen 1999 und 2004 war es gerade 
einmal in 28 Prozent der Fälle so, dass das 
normale Gesetzgebungsverfahren verkürzt 
wurde. Ist es heute – mit 27 Mitglieds-
staaten und 180 verschiedenen Parteien im 
Europäischen Parlament – einfacher gewor-
den, Kompromisse zu finden als in der alten 
EU-15? Wohl kaum.

»First Reading Agreement«, die Einigung 
in erster Lesung, heißt das Damokles-
schwert, das zunehmend über den Köp-
fen der Abgeordneten schwingt, wenn sie 
neue Richtlinien beraten. Doch nicht nur 
Rat und Kommission haben den Konsens-
druck bei den Treffen in Hinterzimmern 
erhöht. Auch im Parlament, allen voran 
in den großen Fraktionen, hat man offen-
bar immer weniger Interesse, die parla-
mentarischen Rechte voll wahrzunehmen. 
Wer dagegen beim schnellen Kompromiss 

nicht mitmachen will, holt sich leicht den 
Vorwurf ein, Gesetze zum Schaden der Bür-
ger in der EU unnötig hinauszuzögern. 

Schaden nimmt aber vor allem der demo-
kratische und transparente Prozess. Ohne 
zweite und dritte Lesung verliert vor allem 
das Parlament an Einfluss. Statt des demo-
kratisch voll legitimierten Plenums haben 

lediglich einzelne Abgeord-
nete, die in ihren Ausschüs-
sen an den Dossiers arbeiten, 
real die Chance, politische 
Weichenstellungen vorzuneh-
men. Gerade die Führungen 
von Sozialdemokraten und 
Konservativen nutzen diese 

mangelnde Transparenz für politische 
Deals, oft in Absprache mit wichtigen 
Regierungen. Wenn sich Merkel und Sar-
kozy etwa bei der Frage von Autoabgas-
normen einig sind, sind auch die Fraktions-
chefs von SPE und EVP gerne mit dabei. 
Am kürzeren Hebel sitzen dann die klei-
nen Fraktionen wie auch NGOs, die viele 
ihrer Anliegen nur im Scheinwerferlicht 
des voll versammelten EU-Parlaments und 
durch Öffentlichkeit durchsetzen können.  
Die Lobbyisten freuen sich hingegen über 
die schleichende Selbstentmachtung des 
Parlaments. 

Kein anderes EU-Organ ist mehr durch 
die Bürger legitimiert als das Europäische 
Parlament. In dieser Verantwortung muss 
es sich bald 20 Jahre nach seiner ersten 
Direktwahl wieder mehr Zeit nehmen, wenn 
es Entscheidungen für fast 500 Millionen 
Bürger trifft. Gerade für die EU gilt: sie 
muss mehr Demokratie wagen.	 ø

Korbinian Frenzel 
korbinian.frenzel@gmx.de

»Der frühe Kompromiss 
geht zu Lasten von Demo-
kratie und Transparenz.«

Jens-Alexander von Bargen

Liebe Freundinnen und Freunde, 
seit 2002 bin ich Mitglied bei BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN in Frankfurt am Main, wo 
ich damals Politologie und Volkswirtschafts-
lehre studiert habe. Im Rahmen meines 
Engagements für die Studierendenschaft 
der Goethe Universität war ich Referent für 
Soziales, außerdem Sprecher von Campus-
grün, dem Bündnis grün-alternativer Hoch-
schulgruppen in Deutschland. Ich bin 29 
Jahre alt, komme aus einer SPD-Familie mit 
vielen Geschwistern, habe Anfang 2008 in 
England mein Studium als Ökonom (M.Sc. 
Development Economics) abgeschlossen 
und möchte jetzt für euch ins Europäische 
Parlament. 
Meine Themen sind Energie- und Entwick-
lungspolitik, Gesundheit und Verbraucherin-
nenschutz. Ich stehe für ein offenes Europa, 
das fair mit seinen weltweiten Partnern 
umgeht. Ein mutiges Europa, das eingreift, 
wo die Marktwirtschaft Steuerung und Kon-
trolle braucht. Ein demokratisch, solidarisch 
und ökologisch vernünftiges Europa, mit 
dem sich die Menschen identifizieren kön-
nen. Europa ist eine wunderbare Idee, die 
wir immer wieder von Neuem zur Realität 
machen müssen; und wie wir in Hessen wis-
sen: Ohne uns Grüne wird das nichts. 
Vielen Dank, Euer Jens-Alexander
j-a.vonbargen@web.de

Jan Philipp Albrecht

Für mehr Demokratie und starke Grund-
rechte in Europa! Gerade in der EU müssen 
wir beim Erhalt der Bürgerrechte in die Offen-
sive gehen und dem staatlichen Sicherheits-
wahn klare Grenzen setzen. Dazu gehört vor 
allem umfassender Grundrechtsschutz auf 
europäischer Ebene. Hierfür möchte ich als 
Rechtspolitiker im Europäischen Parlament 
eintreten und für eine andere Justiz- und 
Innenpolitik in der EU kämpfen.
Immer mehr Menschen empfinden die EU 
zudem als ein intransparentes und undemo-
kratisches Konstrukt, das mehr den Lobby-
gruppen als den BürgerInnen Europas dient. 
Deshalb braucht es in der EU mehr Elemente 
direkter Mitbestimmung und transparente 
Entscheidungsverfahren. In diesem Sinne 
möchte ich im Wahlkampf wie im Parlament 
konkrete Projekte im Bereich Demokratie 
und Bürgerrechte in Europa anstoßen.
Aufgewachsen bin ich nahe der atomver-
seuchten Asse in Wolfenbüttel und studiert 
habe ich Jura mit Schwerpunkt Europarecht. 
Derzeit bin ich Sprecher der LAG Demo-
kratie & Recht in meinem Landesverband 
Niedersachsen und war zuletzt zwei Jahre 
Bundesvorstandssprecher der Grünen 
Jugend. Mit dem Votum beider Verbände 
und meines ehemaligen Studienorts Bremen 
kandidiere ich für die Grüne Europaliste.
Mehr: www.janalbrecht.eu

Angelika Beer

Liebe Grüne! 
Auf halber Strecke stehen bleiben will ich 
nicht! Vieles ist geschafft: Die parlamen-
tarische Mitbestimmung des EP in allen 
zivilen Krisenmaßnahmen der EU habe ich 
erkämpft, die Peace Building Partnership 
ist als Grundstein des zivilen Friedenskorps 
gelegt. Das Netzwerk zwischen europä-
ischen Grünen, Zivilgesellschaft und NGOs 
ist geknüpft. Nur so waren Mehrheiten für 
die Ächtung von Landminen und Streubom-
ben zu erstreiten.  
Solana haben wir mit der von mir gestal-
teten Grünen Europäischen Sicherheitsstrate-
gie Paroli geboten. Gegen die rechtsextreme 
Fraktion ITS haben wir ein politisches Bündnis 
aller Fraktionen geschmiedet. Diese Ansätze 
will ich zusammen mit euch vertiefen.
Mein Ziel ist die volle parlamentarische Kon-
trolle auch der militärischen EU Einsätze. Ich 
will die GASP neu justieren: Europa muss 
stärker werden in der zivilen Konfliktverhü-
tung und Vorreiter in Abrüstungsfragen sein. 
Ich bitte um Eure Stimme, um mit gemein-
samer Kraft die nächsten Hürden zu neh-
men: nicht Abschottung sondern Verteidi-
gung der Demokratie und Menschenrechte 
– auch über die EU Grenzen hinaus. Frieden 
braucht Bewegung. Frieden braucht uns! 
Wir sind das Korrektiv in einer globalisier-
ten Welt.

EuropaWahl
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Franziska Brantner

Als Europakandidatin für die Metropolre-
gion Rhein-Neckar-Pfalz streite ich für ein 
Europa, das den Menschen vor Ort eine 
Stimme gibt, soziale Sicherheit und Frei-
heit verwirklicht sowie Menschrechts- und 
Antidiskriminierungspolitik priorisiert. Ich 
bin überzeugt, dass Politik nur erfolgreich 
sein kann, wenn Frauen dort Akteurinnen 
und Frauenrechte garantiert sind – dafür 
möchte ich mich im Europaparlament ein-
setzen. 

Mein politisches Fundament sind lang-
jährige Vorstandsarbeit bei der Grünen 
Jugend auf Landes-, Bundes- und Euro-
paebene, mein Studium der Politikwis-
senschaften in Paris und New York, mein 
Engagement in der internationalen Frauen-
rechtsbewegung und meine Erfahrungen 
als Beraterin der UN Frauenrechtsorgani-
sation UNIFEM, bei der es um die Umset-
zung des europäischen Aktionsplans zur 
UN-Sicherheitsratresolution 1325 geht, 
die zur Partizipation von Frauen und der 
Berücksichtigung der Geschlechterverhält-
nisse in der Friedens- und Sicherheitspoli-
tik verpflichtet. 

Als Mitglied der AutorInnengruppe habe 
ich meine Ideen und Überzeugungen 
in den Entwurf unseres Europawahlpro-
gramms und vorher in die grüne »Friedens- 
und Sicherheitspolitische Kommission« ein-
gebracht und will damit BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei den anstehenden Wahlkämp-
fen ein junges Gesicht geben.

Andreas Braun

»Das Haus Europa 
darf kein Krankenhaus sein.« 

Dieses Zitat von Karl Dedecius beschreibt 
sehr genau, um was es bei der Europawahl 
2009 geht: 

Es geht darum, das kranke Europa fit zu 
machen und neu aufzubauen. Es geht 
darum, die viel zu wenig ausgeprägte Sozi-
alpolitik in Europa auf neue Füsse zu stel-
len – von Sozialpolitik nicht nur zu reden, 
sondern sie zu machen. Es geht darum, 
die europäischen Werte von Sozialstaat-
lichkeit, Verantwortung der Gemeinschaft 
für den Einzelnen und Daseinsvorsorge zu 
definieren und umzusetzen. Es geht darum, 
europäische Mindestlöhne durchzusetzen. 
Es geht darum, europaweit den Zugang 
zu angemessener Gesundheitsversorgung 
sicherzustellen. Und schließlich geht es 
darum, das soziale Europa auf gesunde 
Füße zu stellen.

Um daran zu arbeiten, will ich BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN im nächsten Europapar-
lament vertreten.

Zehn Jahre für die ötv in Mittel- und Osteu-
ropa unterwegs, drei Jahre Leiter des euro-
päischen Verbindungsbüros von ver.di, acht 
Jahre Landesvorsitzender von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN in Baden-Württemberg, 
zur Zeit im Krankenhausmanagement tätig 
und voll mit Lust und Energie am Gestalten 
von Veränderungsprozessen – den europä-
ischen Veränderungsprozess will ich sehr 
gerne mit euch gemeinsam vorantreiben.

Hiltrud Breyer

Europa können wir ergrünen! 
Meilensteine beim Umwelt- und Verbrau-
cherschutz durch das Verbot von Hochri-
sikostoffen, in Pestiziden, Kosmetika oder 
Kinderspielzeug zeigen: Grün wirkt! 

Bei Kinderrechten und Gesundheit haben 
wir europäischen Mehrwert geschaffen. 

Gegen die neoliberalen Kräfte ist es mir 
mit Durchsetzungskraft gelungen, Gentech-
freiheit und Sicherheitsstandards für Nano-
technologien zu verankern. In der Digitalen 
Gesellschaft sind wir Schrittmacher für 
Datenschutz und Offene Standards – auch 
in Europa. 

Mein Einsatz für Tierschutz, Bioethik und 
Gleichstellung macht klar: Die EU ist auch 
eine Wertegemeinschaft. Mit gestärkten 
grünen Kräften gilt es gegen den Stillstand 
bei der EU-Antidiskriminierungspolitik und 
Rollback-Versuche – sei es bei der Biodiver-
sität oder Abfallpolitik – anzukämpfen 
und wieder nach europäischen Sternen zu 
greifen. 

Gerade bei unseren grünen Kernthemen 
Umwelt, Verbraucherschutz und Frauen-
politik – meinen Herzensanliegen – will 
ich mit Leidenschaft,  Ausdauer und Biss 
dafür sorgen, dass wir Grüne weiterhin der 
Kompass sind für die ökologische, soziale 
und demokratische Erneuerung der EU. Ich 
kandidiere mit dem Votum meines saarlän-
dischen Landesverbandes. 

Hiltrud Breyer

Michael Cramer

Wenn es die EU nicht gäbe, wir müssten sie 
erfinden. In einem geeinten Europa haben 
wir Grüne bessere Chancen, eine nach-
haltige Finanz-, Energie- und Klimapolitik 
durchzusetzen.

Ich möchte mich auch weiterhin im Europa
parlament für eine ökologische Verkehrs-
politik einsetzen. Sie ist eine wesentliche 
Voraussetzung dafür, den Klimawandel zu 
stoppen. Denn der Verkehr ist allein für 30 
Prozent der CO2-Emissionen in der EU ver-
antwortlich.

Im Europaparlament setzen wir uns dafür 
ein, dass der Klimakiller Flugverkehr in den 
Emissionshandel einbezogen und EU-weit 
eine Kerosinsteuer erhoben wird. Wir for-
dern eine verbindliche LKW-Maut auf allen 
Straßen und faire Rahmenbedingungen für 
die umweltfreundliche Bahn.

Neben der Verkehrspolitik gilt meine Lei-
denschaft dem Zusammenwachsen von 
Ost und West. Wenn sich 2009 zum 20. 
Mal der Fall des Eisernen Vorhangs jährt, 
möchte ich mit grenzüberschreitenden 
Fahrradtouren auf dem »Iron Curtain Trail«, 
dem »Europa-Radweg Eiserner Vorhang«, 
die Spaltung des Kontinents und deren 
Überwindung erfahrbar machen. 

Meine Kandidatur wird durch ein Votum 
der BAG Verkehr und der Landesverbände 
Berlin, Brandenburg und Mecklenburg-Vor-
pommern unterstützt. 

www.michael-cramer.eu

Reinhard Bütikofer

Seit Anfang der neunziger Jahre habe ich 
mich vielfältig europapolitisch engagiert. 
Dieses Engagement möchte ich gerne im 
Europaparlament fortsetzen. Ich will ein 
Abgeordneter mit Bürgernähe sein und 
helfen, die EU-Politik transparenter zu 
machen.

Die europäische Integration war nicht 
nur in den letzten über 50 Jahren aus der 
Perspektive der Überwindung nationalis-
tischer Feindschaften, als Frage von Krieg 
und Frieden in Europa, historisch beispiel-
los wichtig. Ein Europa, das zusammen 
wächst, ist auch elementar für unsere 
Grüne Zukunftsperspektive. Unsere Grü-
nen Visionen für unsere Gesellschaft kön-
nen nicht verwirklicht werden ohne ein 
aktives Eintreten für den Bau eines demo-
kratischen, ökologischen und sozialen 
Europas. Europa hat eine eigene Berufung 
zum Engagement für Menschenrechte, 
Demokratie, Frieden und eine gerechte 
Globalisierung.

Wir Grüne geben uns nicht mit dem euro-
päischen Status quo zufrieden. Deswegen 
verfechten wir politische Alternativen zur 
derzeitigen Mehrheit im Rat wie im Par-
lament. Wir wollen Europa Grün erneu-
ern. Wir wollen einen Grünen New Deal 
in Europa. Dazu gehört zum Beispiel das 
Projekt ERENE – eine europäische Gemein-
schaft für Erneuerbare Energien.

Jochen Dreetz

1956 geboren, keine Kinder, 30 Jahre in 
Westberlin, seit 2004 in Sachsen-Anhalt. 
Ich möchte in Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen für das Europaparlament 
kandidieren. Gründe dafür gibt es seiten-
weise, aber in einem Satz würde ich sie so 
zusammen fassen: Wir haben über unsere 
Kernthemen Klima, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz hinaus super Konzepte, 
zum Beispiel in der Bildungs-, Wirtschafts- 
und Außenpolitik, und die gilt es in Ost-
deutschland besser zu vermitteln und in 
Europa durchzusetzen.

Als Architekt und Hausverwalter bringe ich 
dafür vielfältige Lebenserfahrungen mit. 
Wegen meiner langjährigen Hochschul
lehrertätigkeit bin ich im Energiebereich fit. 
In Zeiten der internationalen Finanzkrise 
sind auch meine Kenntnisse in wirtschaft-
lichen Fragen wichtig. Durch meine 25-jäh-
rige ehrenamtliche Mitarbeit bei Amnesty 
International, unter anderem als Bezirks-
sprecher für Berlin/Brandenburg und für 
Sachsen-Anhalt sind Menschenrechte und 
Flüchtlingsschutz meine Spezialgebiete. 
Dadurch könnte ich in die Fußstapfen des 
nicht mehr kandidierenden Milan Horácek 
treten.

Euer Jochen Dreetz
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Constantino Gianfrancesco

In Deutschland aufgewachsen und italie-
nischer Herkunft habe ich schon als Kind 
eine enge Verbindung zum europäischen 
Gedanken gehabt. Die Idee einer europä-
ischen Union und die kontinuierliche Annä-
herung der Länder sehe ich als eine große 
Chance für alle Beteiligten. Es gilt jedoch, 
sie aktiv mitzugestalten. 

Meine politischen Schwerpunkte liegen in 
der Migrationspolitik, in der aktuell brisanten 
Bildungspolitik und im Kampf der Studieren-
den gegen Studiengebühren. Weiterhin trete 
ich für eine nachhaltige Ressourcennutzung 
und eine gerechte und präventiv orientierte 
Gesundheits- und Drogenpolitik ein.
Wir müssen den Kampf für eine friedens-
orientierte und demokratisch legitimierte 
europäische Verfassung auf allen Ebenen 
führen und dürfen den neoliberalen Brand-
stiftern nicht das Feld überlassen.
Sauberes Wasser, freier Zugang zu Bildung 
und eine intakte Umwelt sind elementar 
für die globale Entwicklung – es liegt an 
uns, dies zu erhalten, um soziale und wirt-
schaftliche Errungenschaften nicht an ein 
auf Gewinnmaximierung und Profitstreben 
bauendes System zu verlieren. Die Wirt-
schaft soll in ihrer Ausrichtung endlich 
wieder dem Menschen dienen und nicht 
umgekehrt.

Wir sind kein Humankapital! Eine andere 
Welt ist möglich – und notwendig! Für 
eine Globalisierung des Friedens und des 
Wohlstands!

Mehr Infos unter: www.gianfrancesco.de

Sven Giegold

Die Globalisierung ohne anspruchsvolle 
soziale und ökologische Regeln hat die Welt 
in eine Kette von Krisen gestürzt: Instabili-
tät der Finanzmärkte, Klimakollaps, soziale 
Spaltung, Verknappung natürlicher Res-
sourcen. Die Probleme können nur durch 
globale Kooperation gelöst werden. Dazu 
müssen die reichen Länder ihre Privilegien 
in G8, Welthandel und beim Zugriff auf 
Natur aufgeben. Die EU muss vorangehen 
und im Sinne unseres »Grünen New Deal« 
einen ökologischen, solidarischen und fried-
lichen Entwicklungsweg einschlagen.

Dafür will ich mit euch und im Europapar-
lament streiten. Mein Schwerpunkt als Wirt-
schaftswissenschaftler ist die Regulierung 
der Finanzmärkte und die Bekämpfung von 
Steuerflucht. 

Diese Themen bringe ich auch in die Prä-
sidialversammlung des evangelischen Kir-
chentags ein. Durch mein Engagement bei 
Attac, im BUND und beim Tax Justice Net-
work konnte ich viele Erfahrungen in der 
europäischen Zusammenarbeit sammeln. 
Vor dem Engagement bei Attac habe ich 
ein ökologisches Zentrum mit 40 Arbeits-
plätzen mitgegründet. Mit den Voten des 
Landesverbands NRW und der KVs Verden 
und Osterholz bewerbe ich mich um einen 
aussichtsreichen Listenplatz. 

Kontakt: 
www.sven-giegold.de

Sven Giegold (39) 
KV Düsseldorf

Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf

Bio-Bauer

Liebe Freundinnen und Freunde,
Europäische Agrarpolitik ist kein Zucker-
schlecken. In der Auseinandersetzung um 
eine gerechtere und ökologisch sinnvolle 
Verteilung der Fördergelder für die Land-
wirtschaft haben wir es mit einer mäch-
tigen agrarindustriellen Lobby zu tun, die 
bäuerlich-ökologische Wirtschaftsweisen 
am liebsten ins Jenseits befördern würde. 
Grüne Agrarpolitik fordert die ewigen 
Absahner heraus. 

Wir haben dafür gesorgt, dass ab 2009 die 
Agrarsubventionen öffentlich gemacht wer-
den müssen und Geld aus Brüssel nur unter 
dem Vorbehalt gezahlt wird, dass Umwelt- 
und Tierschutzvorgaben eingehalten wer-
den und dass die integrierte ländliche Ent-
wicklung gestärkt wird. Wir fordern seit lan-
gem umwelt- und sozialpolitische Ziele für 
die Agrarpolitik und haben erreicht, dass 
diese zum so genannten »Gesundheits-
Check« der Agrarpolitik gesellschaftlich 
breit diskutiert wurden. 

Noch hält die alte Agrarlobby an ihren 
Geldern fest. Doch der Alleinvertretungsan-
spruch des Bauernverbandes wankt, nicht 
zuletzt durch den Milchstreik. Ich kämpfe 
dafür, dass Agrarpolitik und Landwirtschaft 
weiter ergrünen. Es gibt noch viel zu tun! 

Euer Friedrich Wilhelm 

graefe.zubaringdorf@europarl.europa.eu
www.graefezubaringdorf.de

Silke Gebel

Noch nie waren starke Grüne im Europapar-
lament so wichtig wie heute. Europa steht 
nach dem »Nein« von Irland vor einer ent-
scheidenden Weggabelung. Jede Stimme 
bei der Europawahl ist daher ein Bekennt-
nis zu Europa. Jede Stimme für die Grü-
nen eine für mehr Ökologie, Gerechtigkeit, 
Freiheit und Frieden. Denn nur mit starken 
Grünen im Europaparlament können wir 
endlich ein demokratisches Europa der Bür-
gerinnen und Bürger, die europaweite öko-
logische Agrarwende oder einen Raum der 
Freiheit ohne Nacktscanner am Flughafen 
schaffen. 

Für all dies ist ein durch eine hohe Wahl-
beteiligung gestärktes europäisches Parla-
ment  ebenso wichtig wie eine starke grüne 
Fraktion. Dafür möchte ich im Wahlkampf 
gemeinsam mit euch streiten. 

Ich komme aus der europäischen Bewe-
gung. Fünf Jahre war ich bei den Jungen 
Europäischen Föderalisten aktiv, drei davon 
als stellvertretende Bundesvorsitzende. In 
den vergangenen Jahren habe ich mich bei 
der GRÜNEN JUGEND  engagiert, zuletzt 
als politische Bundesgeschäftsführerin. 
Jetzt, im Wahlkampfteam unseres Jugend-
verbandes, möchte ich besonders den Euro-
pawahlkampf stärken und hervorheben. 
Dies möchte ich nun auch durch eine Kan-
didatur für einen der hinteren Europalisten-
plätze erreichen.

Gerald Häfner

Wir brauchen ein demokratisches Europa!

Liebe Freundinnen und Freunde,
Europa ist eine großartige Sache. Dennoch 
beklagen viele BürgerInnen zu Recht das 
offenkundige Demokratiedefizit der EU. 
Grüne Politik darf sich deshalb nicht nur 
auf verschiedene Inhalte europäischer Poli-
tik beschränken, sondern muss auch die 
zentrale Frage der Menschen aufgreifen: 
Die Frage nach der Demokratie.

Als Mitbegründer der Grünen, für die ich  
bereits unter anderem als MdB und als 
Landesvorsitzender in Bayern erfolgreich 
Verantwortung trug, und als Gründer und 
Vorstandssprecher von »Mehr Demokratie« 
setze ich mich seit vielen Jahren mit großen 
Erfolgen für eine lebendigere, bürgernähere 
Demokratie ein. Das will ich künftig auch 
im Europaparlament tun, wo sie dringend 
benötigt wird.

Wer, wenn nicht wir, soll konsequent für 
mehr Bürgerrechte und Demokratie, echte 
Gewaltenteilung und Transparenz, Stärkung 
des Europaparlaments und direkte BürgerIn-
nenbeteiligung auf EU-Ebene eintreten? 
Mit meiner Erfahrung möchte ich dazu bei-
tragen, dass dieses Thema zur positiven 
Profilierung der Grünen im Wahlkampf, zu 
einem hervorragenden Wahlergebnis und 
zu einer erfolgreichen Politik für die Bür-
gerinnen und Bürger führt. Der Landesver-
band Bayern hat mir hierfür bereits deut-
lich sein Vertrauen ausgesprochen.

Herzliche Grüße, Gerald Häfner

www.fackeltraeger-verlag.de

Fred Pearce 
Viermal um die Welt 
Bekenntnisse eines Öko-Sünders
€ 19,95 
gebunden, mit Schutzumschlag, 400 Seiten
ISBN 978-3-7716-4383-6

Eine Reise zu den  
Ursprüngen unserer 

Alltagsprodukte
„Manchmal erschreckend, aber  

immer aufschlussreich, Sie werden 
mehr über das Leben der Menschen 

lernen, als Sie je für möglich  
gehalten haben.“

	 New	Scientist

Ebenfalls von  
Fred Pearce 
erschienen:

€ 39,95 
ISBN 978-3-7716-4349-2
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Björn Hayer

Eine zukunftsweisende Politik des 21. 
Jahrhunderts hängt unmittelbar mit dem 
Fortschritt der Europäischen Integration 
zusammen. Nur, wer sich nach innen klar 
zu seinen Werten bekennt, diese diskutiert 
und letztlich in konkreter Form auch kon-
stituiert, kann nach außen mit einer klaren 
Argumentationsposition für Frieden und 
Dialog werben. 

Als Student, Journalist sowie Parteimitglied 
engagiere ich mich bereits seit Jahren in 
vielen Projekten für eine offene Auseinan-
dersetzung mit der EU. Wer Frieden will, 
braucht Einigkeit nach dem Erfolgsmo-
dell Europa. Soziale Sicherheit in prekären 
Zeiten von Bankenkrise und Globalisierung 
sind unabdingbar damit verbunden. Aber 
auch die Frage des Umgangs mit der ira-
nischen Regierung und deren Atompro-
gramm verdeutlichen die Notwendigkeit, 
dass Antworten auf supranationaler Ebene 
gefunden werden müssen. 

Genau hier muss die EU beweisen, dass ihr 
Mehrwert in ihrem politischen Charakter 
liegt. Daher bin ich der Überzeugung, dass, 
um handeln können, die Ratifizierung des 
Lissabonner Vertrags das akute Kernziel 
sein muss. Die Phase der Reflexion ist vor-
bei. Jetzt müssen die Europäer JA sagen zu 
einem sozialen, aufgeklärten und friedens-
bewussten Europa.

Holger Haugk

Votum des LV Sachsen

»Denn es wäre historisch absurd und zutiefst 
töricht, wenn Europa just zu dem Zeitpunkt, 
wo es endlich wieder vereint wird, erneut 
gespalten würde.« 
(Joschka Fischer, Humboldt-Rede, 2000). 

Als jemand, der für das polnische Außenmi-
nisterium arbeitete und auch in Polen lebt, 
möchte ich im Europaparlament in diesem 
Sinne mitarbeiten, dass bei der europä-
ischen Integration hin zu einer politischen 
Union nicht aufgrund von Ignoranz und 
Unwissenheit ausgegrenzt wird. Die institu-
tionellen Reformen in der EU einerseits und 
die bereits erfolgten wie zukünftigen Erwei-
terungen andererseits müssen sinnvoll mit-
einander verbunden werden, damit das 
eine nicht gegen das andere ausgespielt 
werden kann. 

Um bei der Vertiefung der EU aber über-
haupt voranzukommen, sehe ich es als 
wichtige Aufgabe eines grünen Europaab-
geordneten an, bei der Entstehung einer 
europäischen und transnationalen Zivilge-
sellschaft – gerade auch zwischen Ost und 
West – mitzuwirken. Aufgrund meiner vielen 
Aktivitäten in Sachsen wie in Polen, denke 
ich, Ideen, Probleme und Sachverstand aus 
dem Osten in das Europaparlament einbrin-
gen zu können. Zudem liegt mir inhaltlich 
die Ausgestaltung eines sozialen EU-Bin-
nenmarkts am Herzen.

Rebecca Harms

Zum Besten, was Politik geleistet hat, zähle 
ich die Europäische Union. Die Geschichte 
der Integration von nun 27 Staaten und das 
Bemühen um Frieden, Freiheit, Demokratie 
und Gerechtigkeit muss weitergehen. 

Die Herausforderungen sind groß und gip-
feln in einer Formel: Europaskepsis. Es ist 
aber nicht die Europäische Union, es sind 
einige Politiker, ihre Parteien und ihre Pro-
gramme, die die Skepsis verdienen. Kom-
missionspräsident Barroso und sein Vize 
Verheugen haben uns sehenden Auges in 
die Krise geführt. Heute reden auch sie vom 
›New Green Deal‹. Wird aus der schnell ein-
geübten Rhetorik Politik werden? Ja, wenn 
wir die Grüne Fraktion in Brüssel stärker 
machen. 

Die Einsicht, dass wir raus müssen aus 
einer Wirtschaft und Lebensweise, die auf 
Verschwendung gründet, ist die wichtigste 
gesellschaftliche Einsicht in Zeiten der Klima-
krise und der Krise des Marktes. Aus dieser 
Einsicht dauerhafte neue Regeln zu machen, 
nicht nur für die Finanzmärkte, darum wird 
es mir in den nächsten Jahren gehen. 

Wenn Brüssel auf Vernunft und Solidarität, 
auf ökologische und soziale Verantwortung 
setzt, werden wir die Zustimmung der Bürge-
rInnen neu gewinnen.

Beate Jeromin-Oldewurtel

Liebe Freundinnen und Freunde,

Europa wählt. Europa wählt gemeinsam 
ein Parlament. Ein Parlament für die Euro-
päische Union – Heimat von 500 Millionen 
Frauen und Männern, vieler Sprachen, Kul-
turen und Regionen, die gleichberechtigt 
miteinander in Frieden leben sollen.

Die Zukunft Europas dürfen wir nicht Par-
teien anvertrauen, die sich selbst abgren-
zen und andere ausgrenzen; Parteien, die 
nur an den Vorteil Ihres Staates denken 
und nicht an die Zukunft eines gemein-
schaftlichen Europas. Anachronistische, 
europäische Kleinstaatlichkeit wird die 
ökologischen, sozialen und ökonomischen 
Herausforderungen nicht bewältigen. 

Ich trete ein für starke Grüne in Europa, 
wenn es darum geht, den Ausstoß von Treib-
hausgasen zu vermindern, wenn es darum 
geht, den demografischen Wandel sozial 
verträglich zu gestalten, wenn es darum 
geht, die Wirtschaftskrise zu überwinden 
und nachhaltige Regeln für die Wirtschaft 
aufzustellen. Wir brauchen starke Grüne in 
Europa für neue, alternative Lösungen in 
allen Bereichen. 

Ich will mit Euch einen starken grünen 
Wahlkampf machen, mich diesen europä-
ischen Aufgaben stellen und bitte daher 
um Eure Stimme für einen aussichtsreichen 
Listenplatz. 

Eure 
Beate Jeromin-Oldewurtel

Martin Häusling

Liebe Freundinnen und Freunde, 

mit dem starken Votum des hessischen Lan-
desverbandes möchte ich als euer Kandi-
dat zu den Europawahlen im Juni antreten. 
Ich bewerbe mich um einen der aussichts-
reichen Listenplätze für die Europawahl.

Ich bin Biobauer, 47 Jahre, verheiratet, habe 
2 Söhne und bewirtschafte in Nordhessen 
einen Hof mit Käserei und Biogasanlage.

Ich bin seit 1979 bei den GRÜNEN und 
seitdem kommunalpolitisch aktiv sowie von 
2003 bis 2008 als hessischer Landtagsab-
geordneter zuständig für ländlichen Raum, 
Erneuerbare Energien, Agrar- und Europa-
Politik.

Das Aktionsbündnis Gentechnikfreies Hes-
sen, dessen Sprecher ich bin, hat Großver-
suchsfelder von Monsanto verhindert, so 
dass Hessen nun gentechnikfreie Region ist.

Als GRÜNER Agrarexperte werde ich mich 
dafür einsetzen, dass die EU-Politik der 
Agro-Gentechnik eine klare Absage erteilt. 
Ich will eine neue europäische Agrarpolitik, 
damit keine Gelder mehr an die Agrarindus
trie gehen, sondern an die Landwirtschaft, 
die ökologisch und klimagerecht arbeitet. 
Wir brauchen eine EU-Politik, die intensiv 
an der Lösung der Welternährungskrise 
arbeitet und für eine Politik der ländlichen 
Regionen, die Arbeitsplätze durch Erneuer-
bare Energien schafft.

Gisela Kallenbach

MdEP

Einmal ist keinmal! 
Deshalb werbe ich für euer Votum für eine 
zweite Legislatur. Fast alle Zukunftspro-
bleme erfordern eine europäische Antwort. 
Wir müssen dafür sorgen, dass die alles 
beherrschende Finanzkrise nicht das drin-
gend nötige Handeln für Nachhaltigkeit 
und Klimaschutz verdrängt. Alle hehren 
Verpflichtungen auf europäischer oder nati-
onaler Ebene können nur umgesetzt wer-
den, wenn die Regionen und Städte sowie 
die Zivilgesellschaft aktiv und kooperativ 
mitwirken. 

Das europäische Instrument dafür sind 
die Struktur- und Kohäsionsfonds, die viel 
stärker als bisher an konkrete Konditionen 
geknüpft werden müssen. Die Weichen für 
die neue Förderperiode werden ab 2009 
gestellt! Wir müssen dafür sorgen, dass 
nicht mehr Milliarden im Straßenbau ver-
pulvert werden.

Ich will, dass alle Projekte einem Klima-
Check unterzogen werden. Ich kämpfe 
für eine integrierte Stadtentwicklung, bei 
der Klimaschutz- und Verkehrspolitik, Bil-
dungs- und Sozialpolitik, Forschungs- und 
Wirtschaftsförderung effektiv und nach-
haltig ineinander greifen. Ich setze mich 
für die Stärkung des Partnerschaftsprin-
zips ein, für die Sicherung der kommu-
nalen Daseinsvorsorge und für vollstän-
dige Transparenz bei der Verwendung der 
Fördermittel. 
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Barbara Lochbihler

Politikbereiche, die mein bisheriges beruf-
liches und privates Engagement geprägt 
haben, stehen auf EU-Ebene zur Gestal-
tung an: Die Konzeption einer Migrations-
politik, die dem Sterben an den EU-Außen-
grenzen ein Ende macht. Die Aufarbeitung 
der Verantwortung europäischer Regie-
rungen bei Menschenrechtsverletzungen 
im Anti-Terrorkampf. Die Bekämpfung von 
Rassismus und Diskriminierung in der EU. 
Europäische Staaten gehören immer noch 
zu den größten Waffenhändlern. Abrü-
stung anstelle von Aufrüstung mit Unter-
stützung von EU-Agenturen muss von uns 
Grünen prominent auf die Tagesordnung 
gesetzt werden. Eine atomwaffenfreie 
Welt gehört für mich dazu. 

Die Grünen haben konsequente Frauen-
gleichstellungspolitik betrieben und selbst-
bestimmte weibliche Lebensentwürfe 
ermöglicht. Dies hat auch mich entschei-
dend geprägt. Deshalb ist der Einsatz für 
Gendergerechtigkeit ein zentrales durch-
gängiges Motiv meines Engagements. 

Für ein Mandat im EP bringe 
ich unter anderem mit:
Vertretung von Menschenrechtsanliegen 
gegenüber Parlamenten, Ministerien und 
Botschaften. Kenntnis der Grünen als Mit-
arbeiterin der bayerischen Landtagsfrak-
tion von 1987 bis 1991.
 
Internationalität: 
Mehrjährige Tätigkeit zu den UN in Genf 
und New York sowie als Generalsekretärin 
von Amnesty International.

Sharam Roghani

Liebe Freundinnen und Freunde,
innovativ, menschengerecht und nachhaltig 
– so sehe ich grüne Politik. Klima und Ener-
gie sind dabei nach wie vor unsere Themen. 
Ja zum Atomausstieg, das ist klar. Kohle, Öl 
und Gas sind auch kein langfristiger Ersatz. 
Um Europa weiter zu entwickeln, brauchen 
wir eine Art Marshallplan, mit dem Ziel, 
in fünf bis zehn Jahren unseren gesamten 
Strombedarf aus regenerativen Energien zu 
erzeugen. 

Nachhaltigkeit und Zielorientierung sind 
auch bei der Wirtschaftspolitik gefragt: 
Systemfehler dürfen nicht dazu führen, dass 
Menschen ihre Ersparnisse und Arbeits-
plätze verlieren. Lasst uns in diesem Zusam-
menhang über eine Europäische Arbeitslo-
senversicherung nachdenken. 

Ebenfalls dringenden Ergänzungsbedarf 
gibt es bei der Außen- und Sicherheitspo-
litik. Die NATO darf niemals zur Energiesi-
cherung eingesetzt werden. Doch wenn wie 
in Ruanda oder Darfur Menschenrechtsver-
letzungen vorliegen, muss ein militärisches 
Eingreifen möglich sein. Deshalb brauchen 
wir eine völkerrechtlich anerkannte Instanz 
zur eindeutigen Klärung der Voraussetz
ungen für Militäreinsätze. 

Ich denke, es wird Zeit, wieder frischen 
Wind ins Europaparlament zu bringen 
und gemeinsam an einer neuen Vision für  
Europa zu arbeiten!

Mit freundlichen Grüßen
Sharam Roghani

Claire Labigne

Das Hessische Votum für die Europaliste 
habe ich erhalten. Ich bin eine Unionsbür-
gerin mit einer Unionsidentität und einer 
doppelten Staatsbürgerschaft. Beruflich 
vermittle ich als Konferenzdolmetscherin 
und Unternehmerin zwischen den Kulturen 
(www.labigne.de).

Mein Europa braucht starke Institutionen. 
Es ist ALLEIN in der Lage wirtschaftlich den 
Dritten Weg aufzeigen: selbstbestimmt, 
sozial und gegendert, auf der Grundlage 
einer Wertegemeinschaft und mit Verant-
wortung gegenüber der Welt. Auf EU-Ebene 
gehören eine gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik: eine gemeinsame nicht 
allzu große Berufsarmee … und friedensstif-
tende Strategien.

Im Bereich Justiz und Inneres sind Zusam-
menarbeit der Behörden, Bekämpfung der 
Internationalen Kriminalität, Ausarbeitung 
von einheitlichen Grundsätzen zum Erwerb 
der Staats- und Unionsbürgerschaft und 
eine einklagbare Grundrechtscharta DIE 
Prioritäten.

Im sozialen und Umweltsektor gehören Min-
deststandards: garantierte Mindestlöhne 
und ökologische Neuerungen können diesen 
Raum attraktiv für die BürgerInnen machen; 
Europa braucht dezentrale, regionale 
Ansätze in der Energieversorgung und Kreis-
laufwirtschaft, auch als Beitrag zur Entschär-
fung von Verteilungskonflikten in der Welt. 

Europa ist ein offener Raum. Es bietet 
Schutz für den Asylsuchenden.

Renate Knauf

Diplom-Kauffrau

Nach vielen Jahren aktiver Mitgliedschaft 
in der Grünen Fraktion der Stadt Würselen 
bin ich seit dem Jahr 2007 Mitglied des 
Stadtrates sowie Sprecherin im Ausschuss 
für Umwelt und Stadtentwicklung. Die 
Schwerpunkte meiner politischen Arbeit lie-
gen insbesondere im Bereich Tier-, Umwelt- 
und Verbraucherschutz. 

Nach dem Abschluss meines Studiums der 
Betriebswirtschaftslehre, bin ich Doktoran-
din an der Universität Kassel und beschäf-
tige mich im Rahmen meiner Dissertation 
mit den Themen Ökonomie und Tierschutz. 
Tier-, Umwelt- und Verbraucherschutz neh-
men in der heutigen Gesellschaft einen 
hohen Stellenwert ein und werden von 
immer mehr Menschen als wesentliche 
Aspekte betrachtet, die eine gerechte 
Gesellschaft auszeichnen. 

Leider werden sie jedoch immer noch häufig 
wirtschaftlichen Überlegungen untergeord-
net. Aufgrund meines Studiums sowie mei-
ner Promotionsarbeit weiß ich, dass diese 
Themenbereiche keinesfalls sich gegensei-
tig ausschließen sondern sich ergänzen und 
aufeinander aufbauen können. Für eine 
sinnvolle und gerechte Verbindung von 
Wirtschaftlichkeit und Tier-, Umwelt- und 
Verbraucherschutz möchte ich mich ver-
stärkt auch in Europa einsetzten.

Ska Keller

Ich bin 27, Studentin und bündnisgrüne 
Landesvorsitzende in Brandenburg.

Ursprünglich stamme ich aus Guben, einem 
kleinen Ort nahe der polnischen Grenze. 
Nicht nur deswegen ist Europa für mich 
»eine alte Bekannte«: Von 2004 bis 2006 
war ich Sprecherin der Europäischen Grü-
nen Jugend. 

Seitdem habe ich ein europaweites 
Netzwerk von Grünen und grünnahen 
Menschen geknüpft, auf dem ich jetzt 
aufbauen möchte. Für mich ist Europa 
mehr als ein Staatenbund – es ist eine 
Lebenseinstellung. Die Themen, die ich für 
euch im Europaparlament vor allem bear-
beiten möchte, sind Migration und Türkei-
politik, besonders unter dem Blickwinkel 
der Frauenpolitik. In beiden Themen brau-
chen wir ein scharfes, grünes Profil, um 
menschenverachtender Grenzpolitik und 
populistischem Stimmenfang auf Kosten 
der Türkei oder der Muslime/Muslima ent-
gegenzutreten. 

Im Europäischen Parlament möchte ich 
dazu beitragen, eine europäische Öffent-
lichkeit zu schaffen, die die Debatten im 
Parlament kommentiert und diskutiert. Ich 
habe das Votum von Brandenburg, Meck-
lenburg-Vorpommern, Berlin und der Grü-
nen Jugend.

Mehr Infos zu mir und meinen Themen gibt 
es auf www.skakeller.de 
Auf Facebook und Twitter bin ich ebenfalls 
zu finden.

Heide Rühle

Landesverband Baden-Württemberg, 
MdEP seit 1999

Liebe Freundinnen und Freunde, 
neben neuen Gesichtern brauchen wir in 
der neuen Fraktion auch erfahrene Abge-
ordnete. Was bringe ich dafür ein? 

Parlamentarische 
Erfahrung in den Bereichen
– Verbraucherschutz in den Finanzmärkten: 
Transparenz über Produkte, Ausbau einer 
neutralen Beratung, europäische Finanz-
marktaufsicht – auch über Hedge Fonds,  
europäische Finanztransaktionssteuer, Er-
halt des dreigliedrigen deutschen Banken-
systems.
– Verbraucherschutz im Binnenmarkt: Arbeit 
an der Spielzeug-Richtlinie, Richtlinie gegen 
unlauteren Wettbewerb, Verbraucherschutz 
im Telekommunikationsbereich, Handels-
verbot für Hunde- und Katzenfelle.
– Verteidigung der kommunalen Selbstver-
waltung: keine weiteren Liberalisierungen 
zum Beispiel im Wassermarkt, Erhalt der 
Interkommunalen Zusammenarbeit.

Vermittlung europäischer Themen 
Veranstaltungen in Schulen und mit Verbän-
den; eigene Informationsveranstaltungen 
»Europäische Gespräche«; Tagungen in Lan-
desverbänden zum Thema »EU und Kom-
munen« – von der Daseinsvorsorge über 
die Auftragsvergabe bis zur Europäischen 
Metropolregion. Und durch meine informa-
tive Webpage. Schaut mal vorbei: 

www.heide-ruehle.de
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Werner Schulz

Nach meiner Kritik an der Agenda 2010, 
der Ablehnung von Hartz IV und dem Pro-
test gegen die Vertrauensfrage von Kanzler 
Schröder wollte ich mich eigentlich aus der 
aktiven Politik zurückziehen. Habe in der 
Uckermark ein altes Fachwerkhaus saniert 
und erneut erfahren, dass auch dort das Pri-
vate politisch ist. 

Mit der Bürgerinitiative gegen eine industri-
elle Mastanlage oder im Kampf gegen Neo-
nazis war Basisarbeit gefragt. Dem folgten 
Artikel zu aktuellen Themen, Buchbeiträge 
und Vorlesungen zur Osterweiterung, Identi-
tät und Zukunft der EU. Der Krieg zwischen 
Georgien und Russland hat mich bewegt 
und der Bankencrash zusätzlich bestärkt, 
meine Erfahrungen einzubringen und um 
ein Europamandat zu bewerben. Denn: die 
EU braucht eine neue, von offenem Dialog 
und zuverlässiger Partnerschaft bestimmte 
Ostpolitik. Noch immer stehen Versöhnung 
und Vertrauen, wie im Westen gelungen, im 
Osten Europas aus. Bedarf es der Unterstüt-
zung einer fragilen Zivilgesellschaft. 

Zudem bietet das Zusammentreffen von 
Finanzkrise und Klimawandel, bei aller Not-
wendigkeit, auch bahnbrechende Chancen 
für eine neue Finanzordnung und ökolo-
gisch-soziale Marktwirtschaft. Hier kann 
und muss die EU einen nachhaltigen Bei-
trag leisten und liegen die Gründe für mein 
Engagement. 

Werner Schulz

Andrée Schmitt-Tudesque

Als überzeugte Europäerin bewerbe ich 
mich auf der Liste der Grünen, zu denen 
mich ihre Offenheit geführt hat – Offenheit 
für kulturelle Vielfalt, solidarisches Mitein
ander auf der Basis von Demokratie und 
unantastbaren Menschenrechten, Offen-
heit für regenerative Energien.

Als in Algerien geborene Französin mit Stu-
dium in Frankreich und Beamtin unterrich-
tete ich in einem sozialen Brennpunkt in 
Marseille. Ich heiratete in Deutschland und 
freute mich über die Geburt zweier Töch-
ter. Danach erwarb ich den akademischen 
Grad einer Magistra Artium in Romanistik/
Pädagogik (1987) und lehre seitdem im FB 
Touristik der FH Worms Schwerpunkte wie 
Nachhaltigkeit, Interkulturelle und Soziale 
Kompetenz sowie romanische Sprachen. Ich 
gestalte die Kooperation mit europäischen 
Universitäten. 

Zu meinen ehrenamtlichen Tätigkeiten 
zählen Ausländerbeirat, Kommunalarbeit, 
Jugend, Europa-Union Deutschland e.V., 
Frauenbeauftragte. Der Abschluss meiner 
Promotion im Bereich der Integration steht 
bevor. 

Aus autobiografischen Gründen liegen mir 
Bildung, Gleichberechtigung und soziale 
Integration besonders am Herzen. Mit Euch 
will ich die Bürgerinnen und Bürger für  
Europa begeistern. 

Andrée Schmitt-Tudesque

Elisabeth Schroedter

Eine der größten Herausforderungen wird es 
sein, der Europäischen Union ein sozialeres 
Gesicht zu geben. Daran möchte ich weiter 
mitarbeiten und auf meinen Arbeitserfah-
rungen in der Beschäftigungs- und Sozi-
alpolitik im Europa-Parlament aufbauen. 
Im Kampf gegen Sozialdumping konnten 
durch meine Arbeit zur Entsenderichtlinie 
bereits erste Erfolge erzielt werden. Die EU 
braucht einen Sozialpakt. 

Das sind verbindliche sozialpolitische Indi-
katoren wie beim Euro-Stabilitätspakt und 
Sanktionen für die Länder, die die Ziele 
zum Beispiel bei der Frauenerwerbstä-
tigkeitsquote, bei den Kinderbetreuungs-
plätzen oder beim Abbau der Schulabbre-
cherquote nicht einhalten. Dafür, sowie 
für Chancengleichheit, möchte ich mich 
weiterhin mit Leidenschaft einsetzen und 
dazu die gute Zusammenarbeit mit den 
LAGs und BAGs weiterführen. 

Bis heute bin ich in der grünen Kommunal-
politik als Vorstandssprecherin der Grün-
Bürgerbewegten Kommunalpolitik und als 
Sprecherin des Basisverbandes Michendorf 
verankert und habe mit Themen wie dem 
»Kampf gegen Rechtsextremismus« zwi-
schen den Ebenen Brücken geschlagen. Für 
meine Kandidatur habe ich das Votum der 
Landesverbände Berlin, Brandenburg und 
Mecklenburg-Vorpommern erhalten.

www.elisabeth-schroedter.de

Tina Schöpfer

Liebe Freundinnen und Freunde,

ich bewerbe mich zum ersten Mal auf einen 
Listenplatz zur Europawahl. Als Bürgerin 
der SaarLorLux-Region ist mir das Zusam-
menwachsen Europas eine Herzensangele-
genheit. Ich möchte, dass Europa vor Ort 
bei den Menschen ankommt und sich eine 
europäische Öffentlichkeit entwickelt. Aus-
landserfahrung ist dazu eine gute Voraus-
setzung. Deshalb will ich unter anderem 
dafür kämpfen, dass Studierende ihre Studi-
enleistungen europaweit anerkannt bekom-
men. In Europa muss es gerecht zugehen. 
Darum will ich mich für gesetzliche Maß-
nahmen zur Lohngerechtigkeit von Frauen 
und Männern einsetzen.

Über mich: 
*1975 ++ Studium: Politikwissenschaft, 
Italienische und Französische Sprach- und 
Literaturwissenschaft in Saarbrücken und 
Perugia ++ seit 2004 Geschäftsführerin 
der Saarbrücker Ratsfraktion, vorher Jour-
nalistin, Autorin (Politische Show in Ita-
lien. Die Selbstdarsteller Umberto Bossi 
und Silvio Berlusconi), wissenschaftliche 
Mitarbeiterin an der Uni ++ Europapoli-
tische Sprecherin, Landesvorstand Grüne 
Saar ++ lebe mit meinem Partner und 
seinen Kindern in Saarbrücken ++ spre-
che Italienisch, Französisch, Englisch, ein 
wenig Spanisch ++ 

Kontakt: 
Tinaschoepfer@aol.com

Tina Schöpfer

Helga Trüpel

Es ist meine erste Legislaturperiode im 
Europäischen Parlament, nach vielen Jah-
ren im Landesparlament und als Kulturse-
natorin in Bremen. Ich bin Vizepräsidentin 
des EP-Kulturausschusses, haushaltspoli-
tische Sprecherin der Fraktion und zustän-
dig für die parlamentarischen Beziehungen 
zu China. Ich bin stellvertretende Spreche-
rin der deutschen grünen Gruppe.

Auch in den nächsten Jahren müssen 
wir unsere politische Kraft bündeln zur 
Reform der EU: 
In der Kulturpolitik streite ich für kultu-
relle Vielfalt und interkulturellen Dialog. 
Kunst, Kultur und Rundfunk sind nie nur 
Ware, sondern auch Träger von Identi-
tät und Bedeutung. Uns ist es mehrfach 
gelungen, das in europäischen Gesetzen 
zu verankern.

In der Haushaltspolitik haben wir für die 
Neuausrichtung auf ökologische Landwirt-
schaft, Klimaschutz und mehr Ressourcen 
für Forschung und Entwicklung, für Kultur 
und Bildung gestritten. Nach dem Motto: 
weniger CO2, mehr in Grips investieren.

Meine China-Politik: Der Dialog mit China 
darf nicht in Leisetreterei enden. Der Sacha-
row-Preis des Europa-Parlaments an HU 
Jia war ein wichtiger Schritt. Wir sind nur 
glaubwürdig, wenn wir Menschenrechts-
verletzungen überall kritisieren: in Guanta-
namo, Zimbabwe, China oder Burma.

Helga Trüpel
50 Jahre, 1 Tochter

Nikolaus Schütte zur Wick

(38 Jahre), Landwirt, Eventmanager

Moin,
wir brauchen mehr grüne Bauern in Europa. 
Gesunde Nahrungsmittel und nachhaltige
Bewirtschaftung sichert den Erhalt der 
bäuerlichen Landwirtschaft. Das gemein-
same europäische Haus braucht ein gutes 
Fundament und Menschen, die vor Ort für 
ein Gelingen der EU arbeiten. Im Westen 
Niedersachsens arbeiteten wir Grüne mit 
unseren FreundInnen von GROENLINKS 
in einem grenzüberschreitenden Regional-
verband mit rund 2.400 Mitgliedern. Die 
Arbeit als Vorsitzender dieser (einzigen!) 
binationalen Parteiorganisation und als 
Mitglied im nationalen Parteirat von GRO-
ENLINKS gibt mir die Energie für das not-
wendige Engagement in einer Region, 
in der es Grüne traditionell eher schwer 
haben.

Aktuell kämpfen wir – mit erstaunlichem 
Zuspruch – mit einer deutschniederlän-
dischen BI gegen die geplanten Kohlekraft-
werksbauten in der Region.

Ein besonderer politischer Schwerpunkt von 
mir ist die Asylpolitik. Seit 20 Jahren bin 
ich ehrenamtlicher Asylreferent und war in 
dieser Funktion in einigen Krisengebieten 
aktiv.

Für ein persönliches Gespräch stehe ich 
gerne zur Verfügung.

Mehr Infos unter: www.nikolauswaehlen.de 
oder ruft mich an 01520/8 97 58 28
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Dietmar Weirich

Europa steht bei der kommenden Wahl 
vor einer grundlegenden politischen Rich-
tungsentscheidung zwischen einem »kon-
servativen Rollback« und dem Fortsetzen 
der Reformpolitik. Dabei werden sich die 
Konfliktlinien besonders am Thema Kli-
maschutz manifestieren. In dieser Auseinan-
dersetzung müssen wir deutlich machen, 
dass es auch in den Zeiten der Finanzkrise 
keine Alternative zu einer konsequenten 
Klimaschutzpolitik gibt. 

Globale Vereinbarungen können nur dann 
wirksam sein, wenn Europa seinen Beitrag 
leistet. Fortschritte im Klimaschutz sind 
unverzichtbar und dürfen nicht kurzsich-
tigen ökonomischen Interessen geopfert 
werden. Wir Grüne können bei der Wahl 
nur dann bestehen, wenn es uns gelingt 
zu verdeutlichen, dass wir die treibende 
Kraft für die ökologische Modernisierung 
Europas sind. Mit meinen Erfahrungen im 
Umwelt- und Klimaschutz kann ich hier ent-
scheidend beitragen. 

Persönliches: 
Stadtrat in Halle (Saale), 
Vorsitzender des Umweltausschusses, 
Aufsichtsrat der Stadtwerke, 
langjähriger Sprecher der LFG Ökologie;
geboren 1964, verheiratet, 
2 Kinder (14 und 12); 
angestellt beim Landesamt für 
Umweltschutz, 
Mitarbeit in zahlreichen EU-Projekten 
(SK, TK, RO, PL, LV, LT). 

Eugen Weber

KV Gera, LV Thüringen

Liebe Freundinnen und Freunde,
warum will ein Strafrichter wie ich in das 
Europäische Parlament? Bei Vorträgen in 
Bulgarien und Südrussland habe ich erlebt, 
wie wichtig die Unterstützung osteuropä-
ischer Länder beim Auf- und Ausbau des 
Rechtsstaats und der BürgerInnenrechte 
ist. Hier kann ich als EU-Abgeordneter um 
vieles besser helfen als in meiner Funktion 
als Amtsrichter. Als Sprecher des Kreisver-
bands Gera, mehr noch als früheres Mit-
glied des Landesvorstands, merke ich, dass 
mir die Zeit fehlt, um meine politischen 
Ideen auch nur annähernd umzusetzen. 
Als Vollzeitpolitiker werde ich wesentlich 
mehr erreichen können als bisher. Und 
zwar inhaltlich, nicht persönlich: Ich stehe 
als Anhänger der Mandatsbegrenzung für 
höchstens zwei Legislaturperioden zur Ver-
fügung. Diese Zeit muss mir (und sollte 
auch anderen) genügen, politische Ziele 
auf den Weg zu bringen. 

Ich will mich engagieren für ein Europa
der Demokratie,
der Transparenz,
der BürgerInnenrechte,
der Rechtsstaatlichkeit!

Ein besonderes Anliegen ist mir darüber 
hinaus die Gründung eines Grünen Basis-
netzwerks. Neugierig? Wer mehr wissen 
will: www.eugenweber.eu

Herzliche Grüße
Eugen Weber

26125 Oldenburg
0441.94 91 91 49

Infostände
Stelltafeln
www.klipklap.de

PROJEKTE MIT ERNEUERBAREN ENERGIEN

RENDITE FÜR SIE 
            UND DIE UMWELT ...
mit einem ergebnisabhängigen Zinssatz 
von 7,25 % p.a. und Ihrem gezielten 
Beitrag zum Ausbau der erneuerbaren 
Energien.

Mehr Informationen unter:
Tel.: 0511/123 573-0, www.windwaerts.de

Maßgeblich für eine Beteiligung ist allein der Emissionsprospekt 
„Windwärts Genussrecht 2008/2009“.

DOPPELVERDIENER.

WWE_Genuss_58x125_4c.indd   1 10.11.2008   11:29:40 Uhr

Zum Beitrag »Kinder, Kinder« von Mely 
Kiyak in der Septemberausgabe

In meiner Diplomarbeit habe ich die Wir-
kung des Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetztes (BEEG) auf die Geburtenrate 
und die Frauenerwerbstätigkeit analysiert. 
Meines Erachtens ist der Beitrag von Frau 
Kiyak nicht gut recherchiert und wirft ein 
falsches Licht auf die Politik von Frau von 
der Leyen. (…) Für mich ist das BEEG eines 
der wenigen guten Beispiele für Gesetze, für 
die sich eine CDU-Politikerin/ein CDU-Politi-
ker eingesetzt hat. Denn es fördert auch die 
Grundsätze der Grünen, mehr Geschlechter-
gerechtigkeit zu schaffen, sowohl innerhalb 
der Familie als auch in der Arbeitswelt. 
Nora Reich, Hamburg

Zum Beitrag »Wer will diese europäische 
Politik noch?« von Daniel Cohn-Bendit 
von der Europagruppe die Grünen in der 
Septemberausgabe 

Die Frage ist gut: Genau das fragt man 
sich angesichts aller (!) ablehnenden Refe-
renden zur EU-Verfassung und nun auch bei 
der Ablehnung zum Lissabon-Vertrag durch 
Irland. (…) Aber auch du, lieber Daniel, 
scheinst diese Voten nicht wirklich ernst zu 
nehmen, – scheinst sie ignorieren zu wollen. 
Ich schüttle nur den Kopf darüber, dass du 
in einer Art Flucht-nach-vorne nun meinst, 
die Menschen in einem EU-weiten Refer
endum zu EU-ja oder EU-nein befragen zu 
wollen. Das finde ich deswegen problema-
tisch, weil wahrscheinlich die wenigsten  

Menschen prinzipiell gegen eine EU sind, 
– ich auch nicht; aber vielleicht sind viele 
gegen diese Art von EU!? Auch ich würde 
derzeit mit Nein stimmen. Ich könnte erst 
mit Ja stimmen, wenn einige kritische 
Punkte wie unter anderem das Demokratie-
Defizit ausgeäumt wären.
Rainer Dyckerhoff, Mannheim 

Meinung gewünscht!

Wir freuen uns über Kommentare, Reakti-
onen, Anregungen. Kontakt zur Redaktion: 
schrägstrich@gruene.de 

Die Redaktion behält sich vor, Leserbriefe 
zu kürzen.

Leserbriefe   

briefe

Roland Vogt

Liebe Freundinnen und Freunde,

1978/79 habe ich die Europagrünen mitge-
gründet, ihr Programm und den Wahlkampf 
für die erste Direktwahl zum EP maßgeblich 
mitgestaltet.

Heute will ich nicht zusehen wie die Tur-
bulenzen der internationalen Finanzkrise 
viele der gemeinsam erstrittenen sozialen, 
ökologischen und friedenspolitischen Errun-
genschaften in Mitleidenschaft ziehen. Mit 
meinen Erfahrungen aus Beruf und 30 Jah-
ren politischer Arbeit für die grüne Bewe-
gung will ich mich vielmehr dort einsetzen, 
wo entscheidende Weichen gestellt werden: 
in der Europäischen Union.

Die Europäische Union muss Zivilmacht 
bleiben. Ich bin leidenschaftlich dafür, dass 
wir der Rüstungsagentur des  gescheiterten 
Verfassungsentwurfs eine Agentur für Abrü-
stung, zivile Umwandlung (Konversion) und 
zivile Friedensdienste entgegensetzen.

Wir dürfen nicht hinnehmen, dass Men-
schen auf dem Weg nach Europa ihr Leben  
riskieren oder verlieren.  Im EP will ich für 
eine andere Grundhaltung der EU gegen
über den »boat people« kämpfen. 
 
Mit Eurer Hilfe zieht für ein grünes, mensch-
licheres Europa ins EP:
  
Euer
Roland

roland.vogt@gruene.de
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Der 10. Dezember 1948 war ein besonde-
rer Tag: Die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte wurde von der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen im Palais de Chaillot 
in Paris angenommen. Dieser Tag vor sech-
zig Jahren stellt eine wichtige Etappe in der 
Geschichte der Menschheit dar. Manch einer 
sprach vom »größten Fortschritt der Mensch-
heit überhaupt«. 

Erstmals wurden die Menschenrechte in 
einem von den Mitgliedsstaaten der Verein-
ten Nationen ausgehandelten Dokument 
umfassend aufgelistet. Erstmals wurde ein 
Katalog von Menschenrechten von der tra-
ditionellen Sphäre der nationalen Rechtsord-
nungen abgelöst und internationalisiert. Und 
erstmals wurde erklärt, dass diese Rechte für 
alle Menschen, ungeachtet ihrer Rasse, ihres 
Geschlechtes oder ihrer Nationalität, gelten 
sollen. 1948 legten die Vereinten Nationen 
zugleich den Grundstein für eine Vielzahl 
von Verträgen und Abkommen zum Schutz 
der Menschenrechte. Viele Übereinkommen, 
wie etwa die Konventionen zum Schutz aller 
Personen vor dem Verschwindenlassen, über 
Rechte von Menschen mit Behinderungen 
und die Erklärung zum Schutz indigener Völ-
ker sind ihr gefolgt. 

Die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte konnte 1948 allerdings noch nicht als 
juristisch verbindliches Dokument, sondern 
nur als ein »von allen Völkern und Nationen 
zu erreichendes Ideal« verabschiedet werden. 
Trotzdem waren und sind ihre Auswirkungen 
auf die weitere Entwicklung der Menschen-
rechte erheblich. Ohne diese Erklärung hätte 
die Menschenrechtsidee nicht zum Hoff-
nungssymbol für Millionen von Unterdrück
ten werden können.

Vom 10. Dezember 2008 können wir leider 
nicht viel erwarten: Ein Blick auf die aktuelle 
Lage der Menschenrechte in der Welt vermit-
telt ein ernüchterndes und widersprüchliches  

Bild. Die Kluft zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit in den Staaten der Vereinten 
Nationen, die alle Menschenrechte garan-
tieren müssen, ist erschreckend groß. Einer-
seits werden heute in weiten Teilen dieser 
Welt Menschenrechte wie nie zuvor in der 
Geschichte der Menschheit geschützt. Ande-
rerseits aber werden Menschenrechte immer 
noch und immer wieder massiv verletzt. 

Traurige Bilanz im Jahre 2008

Weltweit sind in 45 Staaten der Verein-
ten Nationen immer noch Menschen aus 
politischen Gründen in Haft. Dazu zählen 
Bürgerrechtler und Menschenrechtsvertei-
diger, Gewerkschafter und Studentenfüh-
rer, Frauenrechtlerinnen und Konvertiten, 
Homosexuelle und Lebensschützer. Beson-
ders effektiv funktioniert die Verfolgung 
und Unterdrückung von Menschen durch 
die Volksrepublik China. Peking ist Schutz-
macht für kleinere Menschenrechtsverletzer 
und zugleich deren Lieferant, wenn es um 
die technische Ausstattung von Diktatoren 
geht. So liefert China Störtechnik gegen den 
freien Empfang von Radio und TV, Software 
für die Abschottung und Überwachung des 
Internets und natürlich Waffen. Kunden 
sind unter anderem die Regime im Sudan, 
in Simbabwe, Burma, Nordkorea und auch in 
Kuba, wo derzeit mehr als 230 Dissidenten 
im Gefängnis sitzen. 

Die Presse- und Meinungsfreiheit wird in über 
70 Staaten missachtet. Einer dieser Staaten 
ist wieder die Volksrepublik China. Anhand 
der Reaktionen der chinesischen Regierung 
auf die Proteste in Tibet in diesem Frühjahr 
wurde einmal mehr deutlich, dass die Presse- 
und Meinungsfreiheit sowie das Recht auf 
Religionsfreiheit bloße Lippenbekenntnisse 
sind. Nach den Protesten wurden unzählige 
Tibeter, welche der Teilnahme oder Beihilfe 
verdächtigt wurden, festgenommen. Einige 
von ihnen erhielten nach unfairen Prozessen  

langjährige Haftstrafen, andere sind ver-
schwunden oder ermordet worden. In chi-
nesischen Gefängnissen gehört, wie in 80 
weiteren Staaten, die Folter zum Alltag der 
Häftlinge. 

In 24 Staaten wird nach wie vor hingerich-
tet, China ist darin Weltmeister. Im Iran wer-
den regelmäßig Todesurteile – auch gegen 
Jugendliche! – ausgesprochen und vollzo-
gen. Etwa 300 Todesurteile waren es allein 
im Jahr 2007. Seit Jahresbeginn wurde in 
den USA an 33 Menschen die Todesstrafe 
vollstreckt. Selbst die barbarische Strafe der 
Steinigung ist in einigen Staaten durch die 
Scharia auf dem Vormarsch.

Angesichts dieser Tatsachen scheint es 
zunächst nicht viel Grund zu Optimismus zu 
geben. Menschenrechte für alle – immer noch 
ein Ziel in weiter Ferne? Vergessen wir nicht 
die positiven Aspekte in der Entwicklung der 
vergangenen 60 Jahre: Auf der praktischen 
Ebene ihrer Umsetzung ist ein weltweiter 
Trend zur Abschaffung der Todesstrafe zu 
beobachten. Immer mehr Staaten wollen 
völkerrechtlich verbindliche Verträge gegen 
die Todesstrafe unterzeichnen. 64 Staaten 
haben inzwischen das »2. Fakultativprotokoll 
zum Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte zur Abschaffung der 
Todesstrafe« ratifiziert. 

Gleichheit vor dem Gesetz?

Die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte war der Ausgangspunkt für eine 
Reihe weiterer wichtiger Menschenrechtsdo-
kumente, die nicht »nur« zum Völkergewohn-
heitsrecht gehören, sondern völkerrechtlich 
bindende zwischenstaatliche Verträge sind. 
An erster Stelle steht dabei der »Internatio-
nale Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte«, zu dessen Vertragsstaaten auch zahl-
reiche Staaten zählen, in denen die Scharia 
die einzige oder die wichtigste Rechtsquelle  

ist, wie Ägypten, der Iran, Pakistan oder auch 
Afghanistan. Und das, obwohl die Scharia, 
das islamische Rechtssystem, in einem zen-
tralen Punkt im Widerspruch zu Geist und 
Buchstaben der internationalen Menschen-
rechtsabkommen steht: der Gleichheit vor 
dem Gesetz. 

Geschlechtsspezifische  
Menschenrechtsverletzungen

Die Ungleichheit vor dem Gesetz trifft in 
aller erster Linie Frauen und zwar dort, wo 

»nur« das islamische Familienrecht gilt. Wäh-
rend Männer ohne oder fast ohne Unter-
haltsverpflichtungen ihre Frauen verstoßen 
dürfen, haben Frauen oftmals nicht einmal 
einen Anspruch darauf, sich im Laufe auf-
wendiger Gerichtsverfahren scheiden lassen 
zu dürfen. »Legale Züchtigungen der Ehe-
frau« und andere Diskriminierungen im Ehe-
recht, Benachteiligung beim Sorgerecht, im 
Erbrecht, Benachteiligung in der Prozessord-
nung – die Liste von zum Teil sehr schwerwie-
genden Benachteiligungen von Frauen nach 
islamischem Recht ist lang. Und der Weg zur 

Umsetzung der Gleichheit vor dem Gesetz 
ist noch erschreckend lang. Auch dort, wo 
– wie in den afrikanischen Bürgerkriegsge-
bieten – kein Gesetz herrscht, sind vor allem 
Frauen Opfer brutalster Menschenrechtsver-
letzungen: Vergewaltigung, Folter, Verschlep-
pung, Sklaverei. Dies müssen wir im Auge 
behalten, wenn über den Sinn von internati-
onalem Engagement gestritten wird.	 ø

Martin Lessenthin ist Sprecher des 
Vorstands der Internationalen Gesellschaft 
für Menschenrechte in Frankfurt am Main.
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Runder Geburtstag – kein Grund zum Feiern 
Im Dezember vor 60 Jahren verabschiedeten die Vereinten Nationen die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte. 
Ein Meilenstein der Menschheitsgeschichte. Doch die Realität sieht auch heute noch vielerorts sehr düster aus. 

Von Martin Lessenthin

Zu glaubwürdiger Menschenrechtspolitik 
gehört für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
unermüdlich ihre Achtung einzufordern 
und auf die immer noch tagtäglichen Men-
schenrechtsverletzungen in viel zu vielen 
Ländern hinzuweisen. Und: Glaubwürdige 
Menschenrechtspolitik beginnt im eige-
nen Land, auch da bleibt noch viel zu tun. 
Zum 60. Jahrestag der Verabschiedung 

der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte bietet www.gruene.de Aktionen 
und Informationen rund um das Thema 
Menschenrechte. So verbirgt sich etwa 
im Online-Adventskalender auf gruene.de 
hinter jedem Türchen eine Geschichte zu 
einem der Menschenrechtsartikel. Diese 
Geschichten erzählen von den Erfolgen, 
aber ebenso von Missständen, die auch 

nach diesen 60 Jahren noch bestehen. 
Eine zentrale Rolle bei diesen Geschichten 
spielen die Sprecherinnen und Sprecher 
der grünen Bundesarbeitsgemeinschaften. 
Welche? Das müssen Userinnen und User 
selbst herausfinden. Am letzten Tag des 
Jahres, am 31. Dezember, gibt es schließ-
lich ein Quiz – mit der Aussicht auf einen 
kleinen Gewinn. (isa)

60 Jahre Menschenrechtserklärung auf www.gruene.de



magazinmagazin

seite	 46

magazin

© schrägstrich | heft 4/2008 seite	 47

Fo
to

s:
 p

riv
at

; w
w

w
.s

ep
p-

da
xe

nb
er

ge
r.d

e;
 w

w
w

.c
hr

is
tia

n-
m

ag
er

l.d
e

Fo
to

: w
w

w
.d

at
en

sc
hu

tz
-is

t-b
ue

rg
er

re
ch

t.d
e

»Deine Daten gehören dir«: Erfolgreiche Kampagne für Datenschutz

Verbrauchermacht wirkt: Die Anfang Oktober von den Grünen gestartete Kampagne »Deine 
Daten gehören dir! Hol sie dir zurück!« findet großen Zuspruch und bringt vier große, für 
ihre Datensammelwut berüchtigte Unternehmen in Bedrängnis. Die Bundesvorsitzende von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Claudia Roth, und das Mitglied im Bundesvorstand, Malte 
Spitz, haben Bürgerinnen und Bürger dazu aufgerufen, von ihrem, im Bundesdatenschutzge-
setz verankerten Auskunftsrecht Gebrauch zu machen. Auf der Grünen Datenschutz-Website 
stehen Musteranfragen an amazon.de, Payback, Arvato und der Schober Information Group 
zur Verfügung. Die Briefeschreiber können damit die Unternehmen auffordern, gemäß Para-
graf 34 des Datenschutzgesetzes Auskunft über die gespeicherten Daten des Absenders zu 
geben. Sie müssen auch Auskunft darüber geben, ob und an wen die Daten weitergeben 
und warum sie gespeichert werden. Von Arvato kam postwendend die Beschwerde, dass 
man den Ansturm der Anfragen kaum noch bewältigen könne und darum bitte, die Kam-
pagne einzustellen. Die Grünen protestieren mit der Kampagne gegen die Aushöhlung des 
Datenschutzes durch Unternehmen, die die Daten ihrer Kundinnen und Kunden speichern 
und ohne deren Wissen umfangreich verwerten sowie an Dritte weitergeben. (isa)
Weitere Informationen: www.datenschutz-ist-buergerrecht.de

Wiederaufforstung in Costa Rica: Ein Grüner aus Münster im Regenwald

Von Westfalen in den zentralamerikanischen Regenwald: Christian Langner, engagiert im 
Grünen Kreisverband Münster, erfuhr während eines Praktikums in Costa Rica persönlich 
die schon heute drastischen Folgen von Regenwaldvernichtung und Artensterben. Der 
27-jährige Student der Landschaftsökologie, der auch in den Umweltorganisationen WWF 
und Nabu aktiv ist, half zwei Monate lang bei Wiederaufforstungsarbeiten. »Nirgends 
sonst gibt es solch eine unvorstellbare Vielfalt an verschiedensten Baumarten wie in Costa 
Rica«, schwärmt er, »doch die Urwaldabholzung im Norden Costa Ricas hat zu schlimmen 
Erosionen geführt und damit zu Grundstücksverlusten für die dortige Bevölkerung.« Zwar 
sei mittlerweile der Natur- und Waldschutz ein wichtiger Bestandteil der Umweltpolitik 
Costa-Ricas, vermehrt entständen aber auch hier Ölpalmplantagen. »Diese Monokulturen 
zerstören die heimische Ökologie«, so Langner, »denn es muss erst der Tieflandregenwald 
abgeholzt werden, um Ölpalmplantagen anzubauen, die die Nachfrage nach Biodiesel 
bedienen.« Sein Aufenthalt in Costa Rica habe ihm einen enormen Motivationsschub für 
sein Umweltengagement gegeben, sagt der junge Grüne, der sich seit ein paar Wochen 
wieder von Münster aus für Klimaschutz und Artenvielfalt einsetzt. (lp)

Grüne gehören zu den beliebtesten Abgeordneten des Europaparlaments

Die Grünen im Europaparlament haben bei den Wahlen zu den besten EU-Abgeordne-
ten, den MEP Awards, kräftig abgeräumt. Gisela Kallenbach, der Luxemburger Claude 
Turmes und die Britin Caroline Lucas wurden ausgezeichnet und haben damit ein Fünftel 
aller MEP Preise erhalten – bei einem Anteil von sieben Prozent, den die Fraktion Grüne/
Freie Allianz insgesamt im Straßburger Parlament hält. Turmes bekam die Auszeichnung in 
der Kategorie Umwelt, Lucas in der Kategorie Handel. Die Leipzigerin Gisela Kallenbach 
erhielt den ersten Preis in der Kategorie Regionalpolitik und ist damit die einzige deutsche 
Abgeordnete aller Parteien, die in diesem Jahr ausgezeichnet wurde. Der MEP Award wird 
jährlich vom Brüsseler »The Parliament Magazine« vergeben. Vorschläge zur Nominierung 
können ausschließlich Nichtregierungsorganisationen und Non-Profit-Organisationen ein-
reichen. Die Abstimmung unter den Nominierten nehmen die EU-Abgeordneten vor. In 
diesem Jahr nahmen 380 MdEPs an den Wahlen für die MEP Awards teil. (isa)
Weitere Informationen: www.theparliament.com 

Grüne Rekorde bei der historischen Bayern-Wahl

Bayerns Grüne konnten Ende September das beste Ergebnis ihrer Landtagswahl-Geschichte 
feiern. Insgesamt 19 Abgeordnete ziehen nun in den Landtag ein, vier mehr als zuvor. 9,4 
Prozent der Wählerinnen und Wähler haben sich für Grün entschieden. Die besten Ergebnisse 
erzielte die Partei in den großen Städten und Kreisstädten, zeigen die Zahlen des Bayerischen 
Landesamtes für Statistik und Datenverarbeitung. Keine Partei konnte solch einen Stimmen-
zuwachs wie die bayerischen Grünen verzeichnen: Vor allem die Altersgruppe der 35- bis 
44-Jährigen wählte Grün, auch die 18- bis 34-Jährigen haben vermehrt bei den Grünen ihr 
Kreuz gemacht, wie eine Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Infratest Dimap zeigt. 
Das wahlentscheidende Thema war nach Erkenntnissen von Infratest Dimap die Umweltpo-
litik. In absoluten Stimmenzahlen gemessen sitzen die Gewinner in Oberbayern: Der grüne 
Spitzenkandidat Sepp Daxenberger hat im Berchtesgadener Land bei den Gesamtstimmen 
einen Zuwachs von 12,5 Prozent im Vergleich zu 2003 erzielen können. Christian Magerl in 
Freising konnte sich über einen zehnprozentigen Stimmenzuwachs freuen. Ein grünes Direkt-
mandat verpasste Magerl damit leider knapp: Ihm fehlten nur 3,8 Prozent. (lp)
Weitere Informationen: www.bayern.gruene.de

Christian Langner (li.) half bei der 
Wiederaufforstung in Costa Rica.

Sepp Daxenberger und Christian Magerl

Grüne Datenschutzkampagne bringt sam-
melwütige Unternehmen in Bedrängnis.

Senden Adressen Anhang Schrift

Eingang (17 E-Mails)

Absender	  Betreff	 Empfangen 
redaktion@gruene.de	 Klimaschutz – Was jeder tun kann …
info@greenparty.ie	 Grünes aus … Irland

Lieber schrägstrich,
hier schreibt euch Cécile Duflot, Generalsekretärin der französischen Grünen (»Les Verts«). 
Ihr deutschen Grünen habt euch, schreibt ihr, Sorgen um uns gemacht, dass es uns nach den Querelen bei den 
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen bald nicht mehr geben würde? 
Tatsächlich hatten wir während der Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 2007 eine schwierige Zeit. Wir sind 
aber optimistisch im Hinblick auf die Europawahl. 
? Welche Vision habt Ihr für Europa?
Europa ist derzeit der beste Ort, um grüne Politik durchzusetzen, und genau die richtige Ebene, um soziale, 
gesundheits- und umweltrelevante Normen einzuführen. Um an Bürgernähe zu gewinnen, muss die intranspa-
rente Funktionsweise der EU überarbeitet werden. Das Parlament muss gestärkt werden. Es ist inakzeptabel, 
dass die Völker weniger Macht haben als ihre Regierungschefs.
? Stimmt es, dass Daniel Cohn-Bendit euer Spitzenkandidat für die Europawahl 2009 ist? 
Welches Wahlziel habt ihr?
Dany wird mit großer Wahrscheinlichkeit einer unserer beiden Spitzenkandidaten in der großen Region Île de 
France sein. Wir werden uns bei den Wahlen einer breiten grünen Sammlungsbewegung anschließen und stre-
ben ein Ergebnis von mehr als zehn Prozent an.
? Wer wählt Grün?
Überzeugte Menschen, die nach einem anderen Gesellschaftsmodell, einer anderen Lebensweise streben. 
Es gibt unter ihnen aber auch Menschen, die ganz einfach möchten, dass ihre Umwelt, egal ob es sich um 
das soziale, familiäre oder natürliche Umfeld handelt, geschützt wird. Die Grünen sind derzeit die am meisten 
geschätzte Partei in Frankreich. Das müssen wir jetzt nur noch in »gute Stimmen« umwandeln.

Betreff:

Datum:

An:

cecile@lesverts.fr

Grünes aus … Frankreich

21. November 2008

schrägstrich@gruene.de

Von:

Eingang

Entwürfe

Gesendet

Papierkorb
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Neuwahlen in Hessen

Der hessische Landtag hat sich am 19. November nach nur sieben Monaten einstimmig 
aufgelöst und den Weg für Neuwahlen freigemacht. Landesvorstand und Parteirat der hes-
sischen Grünen hatten sich bereits Anfang November für diesen Weg ausgesprochen, nach-
dem der Versuch einer rot-grünen Regierungsbildung mit Tolerierung durch die LINKE an 
der SPD gescheitert war. Da die hessische SPD »inhaltlich tief gespalten ist« und »aufgrund 
der inhaltlichen Festlegungen von CDU und FDP«, sehen die Grünen derzeit keine Möglich-
keit für eine Regierungsbildung, heißt es im Beschluss des hessischen Grünen-Parteirats. 
Vor diesem Hintergrund seien Neuwahlen »die beste Lösung und der einzig realistische 
Ausweg.« Laut Kabinettsbeschluss werden diese am 18. Januar stattfinden. (mb)
Weitere Infos: www.gruene-hessen.de

GRÜNE JUGEND: Neuer Vorstand

Auf ihrem 31. Bundeskongress, der vom 31. Oktober bis 2. November in Potsdam stattfand, 
hat die GRÜNE JUGEND einen neuen Bundesvorstand gewählt: Max Löffler ist neuer Spre-
cher der Grünen Jugendorganisation. Seine Sprecherkollegin Kathrin Henneberger wurde in 
ihrem Amt bestätigt, ebenso wie die Politische Geschäftsführerin Julia Löffler. Als Schatzmei-
ster wurde Fabian Renk gewählt. Schwerpunkte des Bundestagswahlkampfes der GRÜNE 
JUGEND sollen Ökologie, soziale Gerechtigkeit und BürgerInnenrechte sein. (mb)
Weitere Infos: www.gruene-jugend.de

Kein Ausbau der Berliner Stadtautobahn

»Die vom Berliner Senat angestrebte Verkehrsplanung für die A100 passt nicht mehr in 
unsere Zeit. Sie erinnert eher an die 1950er bis 1970er Jahre«, sagt Harald Moritz. Er ist 
Grünen-Mitglied und seit 1990 in der Berliner Bürgerinitiative Stadtring Süd (BISS) aktiv, 
die die Verlängerung der Stadtautobahn A100 verhindern will. Auch der BUND und die 
Grünen mobilisieren gegen die Senatspläne, ab 2010 den nächsten Abschnitt der Auto-
bahn vom Dreieck Berlin-Neukölln zum Treptower Park zu bauen. Das Planfeststellungs-
verfahren, in dessen Rahmen die Bürger Einwendungen erheben können, ist für Anfang 
2009 geplant. Die Berliner Grünen wollen den Autobahnbau als Wahlkampfthema 2011 
besetzen – wenn bis dahin noch nicht mit dem Bau begonnen wurde. Und danach sieht es 
angesichts der Verzögerungen im Planfeststellungsverfahren derzeit aus. (lp)
Weitere Infos: www.stop-a100.de

Weltweiter Aktionstag: »NEIN zu Gewalt an Frauen«

Zum Internationalen Gedenktag »NEIN zu Gewalt an Frauen« rief die Frauenrechtsorgani-
sation Terre des Femmes zu einer Fahnenaktion auf. Am 25. November wehten bereits zum 
achten Mal rund 5.000 Fahnen und Banner mit der Aufschrift »Frei leben – ohne Gewalt« vor 
öffentlichen und privaten Gebäuden. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN schlossen sich der Aktion 
an und hissten Fahnen vor der Berliner Bundesgeschäftsstelle. Die aktuelle Schwerpunktkam-
pagne »Kein Schnitt ins Leben« von Terre des Femmes setzt sich mit dem Thema der weib-
lichen Genitalverstümmelung auseinander und wurde am 24. November im Berliner Abge-
ordnetenhaus unter der Schirmherrschaft von Anja Kofbinger, frauenpolitische Sprecherin der 
Grünen-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus, eröffnet. Für die Kampagne hat Terre des 
Femmes auch die Wanderausstellung »Sie versprachen mir ein herrliches Fest« konzipiert. (lp)

lektüre
Explosion im Finanzsektor

Die Weltwirtschaft steckt in der Krise. Das hat uns die aktuelle Finanzkrise noch einmal 
deutlich vor Augen geführt. Der Finanzjournalist Lucas Zeise fragt sich in seinem Buch 
»Ende der Party«, woraus die Probleme auf dem Finanzmarkt resultieren und welche globa-
len Auswirkungen die Finanzkrise hat. Dazu werden die USA als Krisenherd für das Desa-
ster und die Effekte eines immer größer werdenden Finanzsektors genauer untersucht. 
Zeise spürt der Frage nach, welche Rolle die Banken, Notenbanken und Finanzpolitiker in 
der Krise der Weltwirtschaft spielen. 
Vor allem die weltweite Deregulierung der Finanzmärkte sieht er als bedeutsame Ursache 
der Finanzkrise an. Der Autor klagt aber nicht nur an, sondern belegt mit Beispielen, wie 
sich konstruktiv mit der Krise umgehen lässt, und macht Regulierungsvorschläge. Zeise 
möchte erreichen, dass der Banken- und Finanzsektor neu geordnet und scharf reguliert 
wird und weist nach, dass Aufsicht und Kontrolle nicht nur notwendig, sondern auch mög-
lich sind. Es zählt allein der politische Wille. (lp)

Lucas Zeise: Ende der Party. Die Explosion im Finanzsektor und ihre globalen Folgen, Ver-
lag Papy Rossa, Köln 2008, 196 Seiten, 14,90 Euro, ISBN: 978-3-894-38396-1

Wahnsinniger Naher Osten

Assaf Gavron, 1968 geboren, in Jerusalem aufgewachsen und heute in Tel Aviv lebend, ist 
in Israel ein Bestsellerautor. Nun hat er mit »Ein schönes Attentat« seinen vierten Roman 
vorgelegt. Darin geht es um den jungen Israeli Eitan Einoch, der mehreren Selbstmordan-
schlägen entgeht. Er wird deshalb berühmt und von den Medien vereinnahmt. Aber nach 
und nach entgleitet ihm sein Leben. 
Und dann ist da noch Fahmi Sabih, der Selbstmordattentäter, der mit seinem Schicksal 
hadert und sich fragt, wieso dieser Israeli alle Anschläge überlebt. In leichter, ironischer 
Sprache erzählt Gavron abwechselnd aus der Perspektive des Israelis Einoch und des Palä-
stinensers Sabih vom alltäglichen Wahnsinn im Nahen Osten: Komik und Tragik dicht bei-
einander, ist sein Buch temporeich, makaber und provokant. (lp)

Assaf Gavron: Ein schönes Attentat, Verlag Luchterhand, München 2008, 352 Seiten, 
19,95 Euro, ISBN: 978-3-630-87265-0

Niemals aufgeben!

Erst sollte es nur ein Dokumentarfilm über den atomaren Widerstand in Gorleben wer-
den, nun erscheint auch das Buch »ÜberMacht und Phantasie«. Entstanden ist der Film 
vor allem aus der Begegnung des Dokumentaristen Max Rheinländer mit der Urmutter 
des Widerstandes: Marianne Fritzen. Der Film erzählt ihre Lebensgeschichte und damit 
unweigerlich die Geschichte des 30jährigen Widerstandes im Wendland. Die Gespräche, 
insgesamt 15 Interviews, sind nun in Buchform erschienen. Alle Befragten erzählen über 
ihr persönliches Gorleben: Jürgen Trittin, Sigmar Gabriel, der Hamburger Star-Club-Foto-
graf Günter Zint, der Maler Uwe Bremer, die seit Urzeiten im Widerstand aktive Susanne 
Kamien, die Bauern – und am ausführlichsten Marianne Fritzen. Den Abschluss bildet 
eine Chronologie über den Widerstand im Wendland. (lp)

Susanne Kamien und Max Rheinländer: ÜberMacht und Phantasie. Geschichte(n) des 
Gorleben Widerstands, i.wend Projektagentur, Lüchow 2008, 222 Seiten, 24,90 Euro, 
ISBN: 978-3-928-11719-7

Tarek Al-Wazir, Landesvorsitzender und 
Spitzenkandidat der Grünen Hessen.

Vorstandssprecher-Team der Grünen Jugend.

Grüne und Bürgerinitiative wollen Ausbau 
der Berliner Stadtautobahn verhindern.

Fahnen vor der Bundesgeschäftsstelle in 
Berlin.
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	23.	 bis 25. Januar – 29. Bundesdelegiertenkonferenz (BDK)

In Dortmund tagt vom 23. bis 25. Januar die 29. BDK. Die Delegierten wählen die 
Liste der Kandidatinnen und Kandidaten für die Europawahl. 
Infos und Kontakt: www.gruene.de, info@gruene.de

	30.	 Januar – Landesdelegiertenkonferenz Sachsen

Der Landesverband Sachsen veranstaltet am 30. Januar in Dresden seine Landes-
delegiertenkonferenz. Schwerpunkt ist die Verabschiedung des Landtagswahlpro-
gramms. 
Infos und Kontakt: info@gruene-sachsen.de, www.gruene-sachsen.de

	31. 	 Januar – Landesdelegiertenkonferenz Bayern

Der bayerische Landesverband hält am 31. Januar in Amberg seine Landesdelegier-
tenkonferenz ab, und wählt unter anderem die Liste für die Bundestagswahl.
Infos und Kontakt: landesverband@bayern.gruene.de, www.bayern.gruene.de

	 7. 	 bis 8. Februar – Landesdelegiertenkonferenz Niedersachsen

Vom 7. bis zum 8. Februar veranstaltet der Landesverband Niedersachsen seine 
Landesdelegiertenkonferenz in der Stadthalle Winsen. 
Infos und Kontakt: landesverband@gruene-niedersachsen.de, 
www.gruene-niedersachsen.de

	14.	 Februar – Landesdelegiertenkonferenz Brandenburg

Am 14. Februar findet in Potsdam die Landesdelegiertenkonferenz des brandenbur-
gischen Landesverbandes statt. Auf der Veranstaltung wird das Landtagswahlpro-
gramm verabschiedet. 
Infos und Kontakt: lv.brandenburg@gruene.de, www.gruene-brandenburg.de

	21.	 Februar – Landesmitgliederversammlung Hamburg

Der Landesverband Hamburg veranstaltet am 21. Februar einen Landesparteitag. 
Schwerpunkt ist die Listenaufstellung für die Bundestagswahl. 
Infos und Kontakt: info@hamburg.gruene.de, www.hamburg.gruene.de 

	27.	 Februar bis 1. März – Bundesausschuss der Grünen Jugend

Vom 27. Februar bis zum 1. März findet das Ländertreffen der Grünen Jugend statt. 
Veranstaltungsort wird noch bekannt gegeben. 
Infos und Kontakt: www.gruene-jugend.de, buero@gruene-jugend.de

	14.	 März – Sitzung der Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) ChristInnen

Im Kloster St. Ludgerus in Helmstedt veranstaltet am 14. März die BAG ChristInnen 
ihre Frühjahrstagung. 
Infos und Kontakt: friedrich.battenberg@stad.hessen.de

	14.	 März – Landesmitgliederversammlung Berlin

Am 14. März veranstaltet der Landesverband Berlin eine Landesmitglieder
versammlung. 
Infos und Kontakt: info@gruene-berlin.de, www.gruene-berlin.de

	21.	 März – Landesdelegiertenkonferenz NRW

Der nordrhein-westfälische Landesverband veranstaltet am 21. März seine Landes-
delegiertenkonferenz. 
Infos und Kontakt: info@gruene-nrw.de, www.gruene-nrw.de

	27.	 März – Landesdelegiertenkonferenz Sachsen

Am 27. März findet die Landesdelegiertenkonferenz des Landesverbandes Sachsen 
statt. Schwerpunkt ist die Listenaufstellung. Der Ort wird noch bekannt gegeben.
Infos und Kontakt: info@gruene-sachsen.de, www.gruene-sachsen.de
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Behandlungskosten:

Knochenmark-
transplantation  97.000 €*

Hüftgelenkersatz  15.000 €*

Schlaganfallbehandlung  33.000 €*

Versorgung eines
Frühgeborenen  115.000 €*

Herzschrittmacher-

Implantation  15.000 €*

Langzeitbeatmung  175.000 €*

* Die angegebenen Kosten beziehen sich auf die möglichen Ausgaben für schwere Fälle der jeweiligen  

   Erkrankung/Behandlung und die festgelegten Fallpauschalen im Krankenhaus (Fallpauschalen-Katalog 2008).

Spitzenmedizin für alle.
Unsere solidarische Krankenversicherung macht heute viele kleine und große Eingriffe bezahlbar. Doch Spitzenmedizin 
hat ihren Preis. Die Kosten übernimmt selbstverständlich die gesetzliche Krankenversicherung. Mit einem gerechten  
Beitragssatz, der für alle gesetzlich Versicherten gleich ist. Dafür sorgt der Gesundheitsfonds.

Weitere Informationen unter: www.bmg.bund.de/gesundheitsfonds        
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Energieberatung in Ihrer Verbraucherzentrale: 09001 - 3637443*

Wie viel sparen Sie mit einem neuen Gerät?
Die Deutsche Energie-Agentur informiert: www.stromeffizienz.de

*0,14 Euro/Min. aus dem dt. Festnetz, abweichende Preise für Mobilfunkteilnehmer.

SCHLAUER SCHENKEN UND GELD SPAREN:

www.test.de/spargeraete

Eine Initiative des Bundesumweltministeriums für mehr Klimaschutz

PAPI, ICH WÜNSCHE MIR 
EINEN NEUEN KÜHLSCHRANK.

Und von den gesparten Stromkosten Ferien auf dem Ponyhof!
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Pflanz einen Baum 
und trink aus ihm.

Öl wächst nicht nach – ein Baum 
schon: Getränkekartons werden 
überwiegend aus dem Rohstoff 
Holz hergestellt! Und etwa 70 
Prozent der Energie, die bei 
der Produktion des Kartons ver-
braucht wird, stammen aus Bio-
masse. Getränkekartons sind 
genial konstruiert und erfüllen 
ihren Zweck optimal. Nach Ge-

brauch werden sie recycelt. Dies 
erspart dem Klima jedes Jahr 
über 50.000 Tonnen CO2. Das 
Umweltbundesamt empfiehlt 
den Kauf von ökologisch vor-
teilhaften Getränkekartons und 
Mehrwegflaschen.

Nachhaltiger geht’s nicht: Holz 
wächst nach! 

www.getränkekarton.de
Fachverband Kartonverpackungen für fl üssige Nahrungsmittel e.V.
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